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I.

Bei der Bearbeitung von Nachtrégen ist derzeit nach den §§ 1 und 2 B VHB und dem ,,Leitfa-
den fiir die Berechnung der Vergiitung bei Nachtragsvereinbarungen nach § 2 VOB/B - 601
in der vorliegenden Fassung des Vergabehandbuchs fiir die Durchfiihrung von Bauaufgaben
des Bundes im Zustdndigkeitsbereich der Finanzbauverwaltungen (VHB) zu verfahren; das
Einheitliche Formblatt Nachtragsvereinbarung EFB-Nach — 321 des VHB Ausgabe 2002 ist

anzuwenden.

Zur Erleichterung der komplexen Thematik der Nachtragsbearbeitung werden hiermit iiberar-

beitete Richtlinien zu §§ 1und 2 VOB/B, ein neuer ,,Leitfaden zur Vergiitung bei Nachtrigen®

sowie ein Einheitliches Verdingungsmuster EVM Nach — 204 und Einheitliche Formblétter

EFB-Nach —359.1, EFB-Nach —359.2 eingefiihrt.
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I1. Richtlinien zu §§ 1 und 2 VOB/B

Die Vergabestellen miissen verstérkt darauf achten, dass Nachtragsforderungen rechtzeitig
gepriift und bearbeitet werden und unberechtigte Forderungen abgewiesen werden. Berechtigte
Nachtragsforderungen sind VOB/B-gerecht zuzuordnen. Insbesondere ist zu unterscheiden
zwischen nicht vereinbarten, aber zur Ausfiithrung der vertraglichen Leistung erforderlichen
und deshalb vom Auftraggeber verlangten zusétzlichen Leistungen und Leistungen, die nicht
zur Erfiillung des Vertragszwecks erforderlich sind, deren Ausfiihrung durch den Auftragneh-
mer aber zweckmafBig ist und die als neue, selbstindige Auftrége (als Anschlussauftrige) ver-
geben werden.

Nachtragsvereinbarungen sind grundsitzlich nur abzuschlieBen, wenn Abweichungen von der
vertraglichen Leistung Auswirkungen auf die vertraglich vereinbarten Preise haben.
Vergilitungsanpassungen berechtigter Nachtragsforderungen sind auf Grundlage der Angebots-
kalkulationen, d.h. der Wettbewerbspreise vorzunehmen.

Unter diesen Mallgaben sind die Richtlinien zu §§1 und 2 VOB/B in folgender Fassung anzu-
wenden:

»Zu § 1 VOB/B

Art und Umfang der Leistung

1
1.1

1.2

Anordnungen des Auftraggebers

Nach § 1 Nr. 3 VOB/B hat der Auftraggeber das Recht, Anderungen des Bauentwurfs
anzuordnen; diesen Anordnungen hat der Auftragnehmer Folge zu leisten. Eine eventuell
erforderliche Vergiitungsanpassung bestimmt sich dann nach § 2 Nr. 5 VOB/B.

§ 1 Nr.4 VOB/B regelt, inwieweit der Auftragnehmer verpflichtet ist, Leistungen zu {i-
bernehmen, die in der Leistungsbeschreibung nicht vorgesehen waren.

1.2.1 Nicht vereinbarte, aber zur Ausfithrung der vertraglichen Leistung erforderliche und des-

halb vom Auftraggeber verlangte zusitzliche Leistungen (§ 1 Nr. 4 Satz 1 VOB/B) hat
der Auftragnehmer zu erbringen; es sei denn, dass sein Betrieb darauf personell, sdchlich
oder finanziell nicht eingerichtet ist. Diesen Einwand muss der Auftragnehmer unverziig-
lich erkliren und belegen.

Die Vergilitungsanpassung bestimmt sich nach § 2 Nr. 6 VOB/B.

1.2.2 Leistungen, die nicht zur Erfiillung des Vertragszwecks erforderlich sind, deren Ausfiih-

rung durch den Auftragnehmer aber zweckméBig ist (§ 1 Nr. 4 Satz 2 VOB/B), unterlie-
gen nicht dem einseitigen Anordnungsrecht des Auftraggebers nach § 1 Nr. 3 bzw. § 1
Nr. 4 Satz 1 VOB/B. Sie konnen dem Auftragnehmer nur mit seiner Zustimmung {iber-
tragen werden, sofern die Voraussetzungen fiir eine freihdndige Vergabe nach § 3 Nr. 4
bzw. § 3a Nr. 5 VOB/A vorliegen. Es handelt sich um einen neuen, selbstindigen Auf-
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trag als Anschlussauftrag und nicht um eine Nachtragsvereinbarung zum bestehenden
Auftrag.

Fiir die Beauftragung ist EVM (B/L) Atr — 201 oder EVM Best — 203 zu verwenden.
Uber die Vergabe ist ein Vergabevermerk mit Formblatt EFB-Verg 1-7 — 351.1-7 zu fer-
tigen.

Kann erst nach Auftragserteilung tiber die Ausfiihrung von Wahl- und Bedarfspositionen
entschieden werden, sind § 9 A Nr. 4, § 28 A Nr. 2 VHB und Nr. 2 EVM (B) ZVB/E —
215 zu beachten.

Wegen der Zuléssigkeit von Abweichungen von der Entwurfsunterlage Bau (EW — Bau)
und fiir die hierfiir erforderliche Genehmigung siehe Abschnitte E 4.2 und E 5 RBBau.

Alle Anordnungen und Forderungen des Auftraggebers zur Erbringung gednderter Leis-
tungen oder erforderlicher bzw. nicht erforderlicher, aber zweckméaBiger Zusatzleistun-
gen nach § 1 Nr. 3 bzw. Nr. 4 VOB/B sowie alle koordinatorischen und zeitlichen An-
ordnungen nach § 4 Nr. 1 VOB/B (siehe dazu § 2 B Nr. 2.1 und § 4 B VHB sowie Nrn.
2.1.2 und 2.5 des Leitfadens zur Vergiitung bei Nachtridgen) sind immer schriftlich, ggf.
im Bautagebuch mit Datum und Unterschrift zu dokumentieren.

2 Vorgehensweise
Zur Vorgehensweise insgesamt siche Leitfaden zur Vergiitung bei Nachtrigen (Anla-
ge zur Richtlinie zu § 2 B).

Zu §2 VOB/B

Vergiitung

1 Grundsatz

1.1 Alle vertragsgemil ausgefiihrten Leistungen sind durch die vereinbarten Preise abge-

golten (§ 2 Nr. 1 VOB/B). Die Vergiitung wird im Regelfall nach den vereinbarten Ein-
heitspreisen und den dazu tatséchlich ausgefiihrten Leistungsmengen berechnet (§ 2 Nr.
2 VOB/B).

1.2 Es ist zu beachten, dass es im Rahmen einer Vertragsdurchfiihrung und —abwicklung
neben den Vergiitungsanspriichen nach § 2 Nrn. 1 bis 10 VOB/B auch Vergiitungs- und
sonstige Zahlungsanspriiche auflerhalb der Regelungen des § 2 VOB/B geben kann.

2 Vorgehensweise

Es ist zu priifen, ob eine Nachtragsvereinbarung zur Vergiitungsanpassung erforderlich
ist.
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Eine Nachtragsvereinbarung ist grundsétzlich nicht erforderlich, wenn

- Mengenédnderungen (§ 2 Nr. 3 VOB/B),

- angeordnete bzw. geforderte Leistungsdnderungen (§ 1 Nr. 3 bzw. § 1 Nr. 4 Satz 1
1.V.m. § 2 Nr. 5 und/oder § 2 Nr. 6 VOB/B),

- koordinatorische, zeitliche und andere Anordnungen des Auftraggebers (§ 4 Nr. 1
1.V.m. § 2 Nr. 5 VOB/B; z.B. Fortschreibung von Ausfiihrungsfristen) und/oder

- die Abrufung von bereits im Auftrag enthaltenen Stundenlohnarbeiten (§ 2 Nr. 10
VOB/B)

zwar die Gesamtvergiitung dndern, aber keinen Einfluss auf die Preise (Einheits- oder

Pauschalpreise) haben.

In diesen Fillen bedarf es aber nur eines Priifungsvermerks mit EFB-Nach — 359.1 und
einer Vergiitungszuordnung und -berechnung mit EFB-Nach — 359.2. Der fiir den Haus-
halt Verantwortliche ist schriftlich {iber die Vergiitungsdnderung zu unterrichten - sieche
Abschnitt B 2.4.3 RBBau.

Eine Nachtragsvereinbarung ist grundsétzlich erforderlich, wenn einer oder mehrere der
unter Nr. 2.1 genannten Sachverhalte Einfluss auf die vereinbarten Preise (Einheits- oder
Pauschalpreise) hat. Die Nachtragsvereinbarung ist mit EVM Nach - 204 abzuschlieflen
und mit einem Priifungsvermerk mit EFB-Nach — 359.1 zu begriinden. Eine Zweitschrift
der Vergiitungszuordnung und -berechnung mit EFB-Nach — 359.2 ist der Nachtragsver-
einbarung beizufiigen, damit die VOB/B-gerechte Zuordnung vertragsrechtlich festge-
legt ist.

Wegen der Vergiitungszuordnung und -berechnung siehe Nr. 6 des Leitfadens zur Ver-
giitung bei Nachtrigen (Anlage zu dieser Richtlinie).

Verzogert sich — aus welchen Griinden auch immer — eine zeitnahe Nachtragsvereinba-
rung, ist wegen der erhohten Kooperationspflicht beider Parteien beim VOB/B-Vertrag
das unbestrittene Guthaben analog § 16 Nr. 3 Abs. 1 Satz 3 VOB/B sofort zu zahlen.

Zur Beurteilung der Angemessenheit von neuen Preisen siehe Nr. 3.1.2 des vor genann-
ten Leitfadens.

Teilleistungen konnen ausnahmsweise ersatzlos entfallen (i.d.R. LV-Positionen); d.h. sie
werden auch nicht in verdnderter Form ausgefiihrt. Wird also eine Teilleistung tatsdch-
lich nicht ausgefiihrt, bestimmt sich die Vergilitung nach § 8 Nr. 1 Abs. 2 VOB/B (ver-
gleichbar der Regelung in § 2 Nr. 4 VOB/B; siche auch Nr. 2.4).

In diesen Féllen sind die Auswirkungen auf die Gesamtvergilitung in der Ausgleichsbe-
rechnung zur Vergiitungsvereinbarung darzustellen. Nach § 8 Nr. 1 Abs. 2 VOB/B muss
sich der Auftragnehmer anrechnen lassen, was er dadurch an Kosten erspart oder durch
anderweitige Verwendung seiner Arbeitskraft und seines Betriebs erwirbt oder zu erwer-
ben boswillig unterldsst (§ 649 BGB). Hierzu zédhlen als anderweitiger Erwerb gerade
Mengenmehrungen in anderen Leistungspositionen, vom Auftraggeber verlangte erfor-
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derliche Zusatzleistungen im Rahmen des erteilten Auftrags oder ein neuer Auftrag (z.B.
ein Anschlussauftrag nach § 1 Nr. 4 Satz 2 VOB/B; siehe dazu Nr. 1.4.2).

Wegen der Ausgleichsberechnung sieche auch Nr. 6 des dieser Richtlinie beigefiigten
Leitfadens zur Vergiitung bei Nachtrigen.

Der Auftragnehmer muss zur Begriindung seines Vergiitungsanspruchs diese an-
spruchsmindernden Umsténde nach § 8 Nr. 1 Abs. 2 VOB/B, um die sein Vergiitungsan-
spruch von vornherein beschrédnkt ist, offen legen und nachweisen. Andernfalls ist sein
Vergilitungsanspruch insoweit nicht priifbar und wird daher nicht féllig.

Zur Vorgehensweise insgesamt siche hierzu Leitfaden zur Vergiitung bei Nachtrigen
(Anlage zu dieser Richtlinie).*

ITI. Leitfaden zur Vergiitung bei Nachtrigen (Anlage 1)

Ziel der Einfiihrung eines vollstindig neu erarbeiteten Leitfadens zur Vergiitung bei Nachtré-
gen ist es, den Bearbeitern von Nachtragsforderungen eine durchgehende Handlungshilfe zu
geben, mittels derer die Regelungsinhalte der VOB/B in Bezug auf die Vergiitung von Nach-
trdgen umfassend vollzogen werden konnen.

Im Einzelnen:

1

Art und Umfang der Leistung

Zur Beurteilung, ob Nachtragsforderungen berechtigt sind oder nicht, ist zuerst zu prii-
fen, ob die betreffende Leistung bereits Vertragsinhalt ist. Dazu gibt der Leitfaden die
Entscheidungshilfe.

Vergiitungsanspriiche

Nur unter der Voraussetzung, dass die unter 1. gepriiften Abweichungen vom urspriingli-
chen Vertragsinhalt Auswirkungen auf die im erteilten Auftrag vereinbarten Preise haben
und deshalb ein Vertragspartner — Auftragnehmer oder Auftraggeber — eine Preisanpas-
sung verlangt, darf eine Vergiitungsanpassung vorgenommen werden.

Folgend miissen die Félle der Vergiitungsanspriiche VOB/B-richtig einordnet werden,
um die entsprechenden vergiitungsrelevanten Schlussfolgerungen ziehen zu kénnen. Da-
zu werden im Leitfaden alle Vergiitungsanspriiche nach § 2 VOB/B unterschieden, die
Abgrenzung zu Verglitungs- und sonstige Zahlungsanspriiche auflerhalb der Regelungen
des § 2 VOB/B verdeutlicht sowie die Auswirkungen der VOB/B-gerechten Zuordnung
auf die Vergiitung erldutert.

In den Fillen, in denen nach § 2 Nrn. 3, 5, 6 VOB/B eine Vereinbarung erforderlich
wird, wird nur eine Vereinbarung {iber die Anpassung der Vergiitung nicht aber die Leis-
tung selbst getroffen; gegebenenfalls werden dabei auch geénderte Ausfiithrungsfristen
festgelegt.
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Vergiitungsberechnung

Der Leitfaden gibt vor, wie im Einzelnen bei der Priifung von Nachtragsforderungen zu
verfahren ist, wie und zu welchem Zeitpunkt der notwendige Priifungsvermerk mit der
dazugehorenden Vergiitungszuordnung und -berechnung und ggf. die Nachtragsverein-
barung nach den neu eingefiihrten Einheitlichen Verdingungsmuster und den Einheitli-
chen Formblattern zu fertigen ist.

Beurteilung der Preisbestandteile

Zur Berechnung der Vergiitungsanpassung auf Grundlage der Angebotskalkulationen der
Auftragnehmer, ist die Beurteilung der Kostenbestandteile der Angebotskalkulation un-
abdingbar. Dazu werden im Leitfaden alle Ansétze fiir Einzelkosten der Teilleistungen
und Gemeinkosten als Zuschldge umfassend erldutert.

Kalkulationsirrtum

Der Leitfaden gibt vor, dass ein Kalkulationsirrtum bei der Vereinbarung neuer Preise
grundsétzlich unerheblich ist. Unter den im Leitfaden aufgefiihrten Umstdnden kann je-
doch ein angemessener Preisansatz fiir die Mehrleistungen vereinbart werden.

Ausgleichsberechnung

Zur haushilterischen und vertraglichen Klarstellung der leistungs- und vergiitungsmafi-
gen Vertragsinderungen und damit zur Fortschreibung und Gesamterfassung aller Ande-
rungen ist zu jeder leistungs- oder vergiitungsbeeinflussenden Vertragsédnderung und zu
erfolgten vergiitungsneutralen Mengen- bzw. Leistungsédnderungen eine Vergiitungszu-
ordnung und -berechnung vorzunehmen.

Berechnungsbeispiele

Hier werden Schritt fiir Schritt die Aufgliederung der Kostenbestandteile, die Berech-
nung der Vergiitungsanpassungen fiir Mengenédnderungen, bei Leistungsédnderungen auf-
grund von Anordnungen des Auftraggebers sowie eine Ausgleichsrechnung anhand kon-
kreter Beispielrechnungen vorgegeben.

IV. Einheitliches Verdingungsmuster EVM Nach - 204,
Einheitliche Formblitter EFB-Nach — 359.1, EFB-Nach — 359.2

Einheitliches Verdingungsmuster EVM Nach — 204 (Anlage 2)

Nachtragsvereinbarungen sind mit EVM Nach — 204 abzuschlief3en.
In den Nachtragsvereinbarungen wird nur eine Vereinbarung iiber die Anpassung der
Verglitung getroffen; gegebenenfalls werden dabei auch geédnderte Ausfiithrungsfristen
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festgelegt. In den Féllen des § 2 Nrn. 5 und 6 VOB/B ist die Vereinbarung moglichst vor
Ausfithrung zu treffen.
2. Einheitliches Formblatt EFB-Nach — 359.1 (Anlage 3)

Nachtragsvereinbarungen EVM Nach — 204 sind mit einem Priifungsvermerk mit EFB—
Nach — 359.1 zu begriinden. Im Priifungsvermerk werden Art und Umfang von Leis-
tungsédnderungen bzw. die Notwendigkeit zusétzlicher Leistungen sowie die Ermittlung
des neuen Preises schriftlich festgehalten. EFB-Nach — 359.1 ist zu den Abrechnungsun-
terlagen zu nehmen.

3. Einheitliches Formblatt EFB-Nach — 359.2 (Anlage 4)

Dem Priifvermerk ist eine Vergiitungszuordnung und -berechnung mit EFB-Nach —
359.2 beizufiigen. Eine Zweitschrift des EFB-Nach — 359.2 ist immer der Nachtragsver-
einbarung beizufligen ist, damit die VOB/B-rechtliche Zuordnung vertragsrechtlich fest-
gelegt ist. Einzelberechnungen sind formlos als Anlage zur Vergiitungszuordnung und —
berechnung zu nehmen.

V.

Ab 1. April 2004 sind verbindlich anzuwenden:
1. Richtlinien zu §§ 1 und 2 VOB/B in der o.g. Fassung
2. ,,Leitfaden zur Vergiitung bei Nachtrdgen* als Anlage zu § 2 B VHB
3. Einheitliches Verdingungsmuster EVM Nach — 204, Einheitliche Formblatter
EFB-Nach — 359.1, EFB-Nach — 359.2.

Zum 1. April 2004 werden aufgehoben:
1. EFB-Nach —321
2. ,Leitfaden fiir die Berechnung der Vergiitung bei Nachtragsvereinbarungen nach § 2
VOB/B*.

Im Auftrag

-

1.V. Dr. Rainer Herrmann
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Leitfaden
zur Vergutung bei Nachtragen

Die Paragraphen beziehen sich auf die Allgemeinen Vertragsbedingungen fir die Ausfiihrung von Bauleistungen -
VOB/B -.

In Erganzung der Richtlinien zu §§ 1 und 2 VOB/B befasst sich dieser Leitfaden mit dem Vertragsinhalt, den Leis-
tungspflichten des Auftragnehmers und den Befugnissen des Auftraggebers nach § 1 VOB/B sowie den sich daraus
ergebenden Vergutungsansprichen des Auftragnehmers und ihrer Berechnung nach § 2 VOB/B.

Gliederung

1 Art und Umfang der Leistung

1.1 Vertragsinhalt (§ 1 Nr. 1 VOB/B)

1.2 Widerspriiche im Vertrag (§ 1 Nr. 2 VOB/B) )

1.3  Leistungspflichten des Auftragnehmers auf Grund von Anderungen des Bauentwurfs (§ 1 Nr. 3 VOB/B)
1.4 Im Vertrag nicht vereinbarte, zusatzliche Leistungspflichten des Auftragnehmers (§ 1 Nr. 4 VOB/B)

2 Vergiitungsanspriiche

2.1 Vergutungsanspriiche nach § 2 VOB/B

2.2 Vergutungs- und sonstige Zahlungsanspriiche auf3erhalb der Regelungen des § 2 VOB/B

2.3 Uber- und Unterschreitung der Mengenansétze (§ 2 Nr. 3 VOB/B)

2.4 Ubernahme von beauftragten Leistungen durch den Auftraggeber (§ 2 Nr. 4 VOB/B)

2.5  Anderung des Bauentwurfs und andere Anordnungen des Auftraggebers (§ 2 Nr. 5 VOB/B)

2.6 Im Vertrag nicht vorgesehene, erforderliche und vom Auftraggeber geforderte zusatzliche Leistung
(§ 2 Nr. 6 VOB/B)

2.7  Vergutungsanpassung bei vereinbarten Pauschalsummen (§ 2 Nr. 7 VOB/B)

2.8 Leistungen des Auftragnehmers ohne Auftrag (§ 2 Nr. 8 VOB/B)

2.9  Vom Auftraggeber verlangte Zeichnungen, Berechnungen oder andere Unterlagen (§ 2 Nr. 9 VOB/B)

2.10 Stundenlohnarbeiten (§ 2 Nr. 10 VOB/B)

3 Vergiitungsberechnung

3.1 Preisermittlungs- und Vergutungsbasis
3.2  Verfahren (Nachweis, Prifung, Prifungsvermerk, Nachtragsvereinbarung)

4 Beurteilung der Preisbestandteile

41 Lohnkosten

4.2  Stoffkosten

4.3  Geratekosten

4.4  Sonstige Kosten

4.5 Nachunternehmerleistungen
4.6 Baustellengemeinkosten

4.7  Allgemeine Geschaftskosten
4.8  Wagnis und Gewinn

5 Kalkulationsirrtum
6 Ausgleichsberechnung
7 Berechnungsbeispiele

71 Ausgangswerte der Beispiele

7.2 Beispiel zu § 2 Nr. 3 Abs. 2 VOB/B ((Uberschreitung des Mengenansatzes)

7.3  Beispiel zu § 2 Nr. 3 Abs. 3 VOB/B (Unterschreitung des Mengenansatzes)

7.4  Beispiel zu § 2 Nr. 5 VOB/B (Leistungsadnderung auf Grund Anordnung des Auftraggebers)
7.5  Hinweis zu § 2 Nr. 6 VOB/B (Erforderliche und vom Auftraggeber geforderte Zusatzleistung)
7.6 Beispiel zur Ausgleichsberechnung
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1 Art und Umfang der Leistung
1.1 Vertragsinhalt (§ 1 Nr. 1 VOB/B)

Die auszufiihrenden Leistungen werden nach Art und Umfang durch den Vertrag bestimmt.
Als Bestandteile des Vertrages gelten

1.1.1 das Angebot mit dem Angebotsschreiben (EVM (B) Ang — 213) und den darin aufgefiihrten Vertragsbestand-
teilen und Unterlagen;

1.1.2 weitere Erklarungen des Bieters und Festlegungen des Auftraggebers, z.B.
- im Rahmen des Auskunftsrechts nach § 17 Nr. 7 VOB/A
- im Rahmen der Angebotsaufklarung nach § 24 VOB/A
- im Auftragsschreiben getroffene Vereinbarungen (z.B. zu Nebenangeboten, Anderungsvorschlégen, Festle-
gungen nach Aufklarung zum Angebotsinhalt, zur Festlegung zu Wahl- und Bedarfspositionen - siehe dazu
auch § 28 A Nr. 2 VHB);

1.1.3 die gewerbliche Verkehrssitte (§ 2 Nr.1 VOB/B); sie umfasst neben den ,anerkannten Regeln der Technik® (sie-
he § 4 Nr.2 Abs.1, § 13 Nr.1 VOB/B) auch die regionale Baupraxis am Ort der Leistung.

1.1.4 Nachtragsvereinbarungen auf Grund von
- Anordnungen des Auftraggebers zur Anderung des Bauentwurfs (§ 1 Nr. 3 VOB/B),
- Verlangen des Auftraggebers nach fiir die Ausfiihrung erforderlichen Zusatzleistungen (§ 1 Nr. 4 Satz 1
VOB/B),
- koordinatorischen und zeitlichen Anordnungen des Auftraggebers (§ 4 Nr. 1 VOB/B),
- tatséchliche Mengenanderung durch Uberschreitung oder Unterschreitung des Mengenansatzes ohne An-
ordnungen oder Forderungen des Auftraggebers (§ 2 Nr. 3 VOB/B).

1.2  Widerspriiche im Vertrag (§ 1 Nr.2 VOB/B)

Ergeben sich Widerspriche zu Art und Umfang dieser vertraglichen Leistungen, ist nach der Reihenfolge des
§ 1 Nr. 2 VOB/B der richtige Vertragsinhalt unter Berlcksichtigung aller Vertragsunterlagen und der erfolgten
Erklarungen (siehe Nr. 1.1) sowie des tatsachlich Gewollten zu ermitteln (§§ 133, 157, 242 BGB).

1.3  Leistungspflichten des Auftragnehmers auf Grund von Anderungen des Bauentwurfs (§ 1 Nr.3 VOB/B)

Nach § 1 Nr. 3 VOB/B hat der Auftraggeber das Recht, Anderungen des Bauentwurfs anzuordnen; diesen An-
ordnungen hat der Auftragnehmer Folge zu leisten. Eine eventuell erforderliche Vergltungsanpassung be-
stimmt sich dann nach § 2 Nr. 5 VOB/B.

Der Begriff "Bauentwurf" umfasst nicht nur die Planungsunterlagen und Pléne, sondern alle dem Vertrag
zugrunde liegenden baufachlichen Unterlagen, Erklarungen und Auferungen.

1.4 Im Vertrag nicht vereinbarte, zuséatzliche Leistungspflichten des Auftragnehmers (§ 1 Nr. 4 VOB/B)

§ 1 Nr.4 VOB/B regelt, inwieweit der Auftragnehmer verpflichtet ist, Leistungen zu Gibernehmen, die in der Leis-
tungsbeschreibung nicht vorgesehen waren.

1.4.1 Nicht vereinbarte, aber zur Ausfiihrung der vertraglichen Leistung erforderliche und deshalb vom Auftraggeber
verlangte zusatzliche Leistungen (§ 1 Nr. 4 Satz 1 VOB/B) hat der Auftragnehmer zu erbringen; es sei denn,
dass sein Betrieb darauf personell, sachlich oder finanziell nicht eingerichtet ist. Diesen Einwand muss der Auf-
tragnehmer unverziglich erklaren und belegen.

Sein Betrieb ist aber auch insoweit eingerichtet, als bereits Nachunternehmer mit oder ohne Zustimmung des
Auftraggebers nach § 4 Nr. 8 VOB/B fur ihn tatig sind.

Soweit dem Auftragnehmer kein Einwand zusteht, werden diese Zusatzleistungen mit der Forderung des Auf-
traggebers Inhalt des erteilten Auftrags.

Diese erforderlichen Zusatzleistungen kdnnen sowohl die Vollendung als auch die Optimierung der Bauleistung
umfassen.
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1.4.2

1.5

Die Vergutungsanpassung bestimmt sich nach § 2 Nr. 6 VOB/B.

Leistungen, die nicht zur Erfillung des Vertragszwecks erforderlich sind, deren Ausfihrung durch den Auftrag-
nehmer aber zweckmafig ist (§ 1 Nr. 4 Satz 2 VOB/B), unterliegen nicht dem einseitigen Anordnungsrecht des
Auftraggebers nach § 1 Nr. 3 bzw. § 1 Nr. 4 Satz 1 VOB/B. Sie kdnnen dem Auftragnehmer nur mit seiner Zu-
stimmung Ubertragen werden, sofern die Voraussetzungen fir eine freihdndige Vergabe nach § 3 Nr. 4 bzw. §
3a Nr. 5 VOB/A vorliegen. Es handelt sich um einen neuen, selbstandigen Auftrag als Anschlussauftrag und
nicht um eine Nachtragsvereinbarung zum bestehenden Auftrag. Dieser erfahrt seine eigene Abwicklung beziig-
lich Baudurchfiihrung, Abnahme, Mangelanspriiche und Vergiitung.

Fir die Beauftragung ist EVM (B/L) Atr — 201 oder EVM Best — 203 zu verwenden. Uber die Vergabe ist ein
Vergabevermerk mit Formblatt EFB — Verg 1 — 351.1 — 6 zu fertigen.

Liegen die Voraussetzungen fiir eine freihdndige Vergabe nicht vor, sind diese Leistungen nach § 3 bzw. § 3a
VOB/A auszuschreiben.

Alle Anordnungen und Forderungen des Auftraggebers zur Erbringung geanderter Leistungen oder erforderli-
cher bzw. nicht erforderlicher, aber zweckmaRiger Zusatzleistungen nach § 1 Nr. 3 bzw. Nr. 4 VOB/B sowie alle
koordinatorischen und zeitlichen Anordnungen nach § 4 Nr. 1 VOB/B (siehe dazu Nrn. 2.1.2 und 2.5) sind im-
mer schriftlich, ggf. im Bautagebuch mit Datum und Unterschrift zu dokumentieren.

Vergiitungsanspriiche
Vergiitungsanspriiche nach § 2 VOB/B

Alle vertragsgemaf ausgefiihrten Leistungen sind durch die vereinbarten Preise abgegolten (§ 2 Nr. 1 VOB/B).
Die Vergltung erfolgt im Regelfall nur nach den vereinbarten Einheitspreisen und den dazu tatsachlich ausge-
fihrten Leistungsmengen (§ 2 Nr. 2 VOB/B).

Wird bei der Baudurchfiihrung vom urspriinglichen Vertragsinhalt abgewichen, kénnen sich daraus vertragliche

Konsequenzen fir die Verglitung ergeben; entscheidend sind allein die Umsténde des Einzelfalls wie

- die tatséchliche Mengenanderung durch Uberschreitung oder Unterschreitung des Mengenansatzes (§ 2 Nr.
3 VOB/B),

- nachtrégliche Ubernahme von beauftragten Leistungen durch den Auftraggeber zur eigenen Durchfiihrung
(§2Nr.4iV.m. § 8 Nr. 1 Abs. 2 VOB/B),

- vom Auftraggeber angeordnete Leistungsénderungen (§ 1 Nr. 3i.V.m. § 2 Nr. 5 VOB/B),

- koordinatorische und zeitliche Anordnungen des Auftraggebers (§ 4 Nr.1 VOB/B i.V.m. § 2 Nr.5 VOB/B),

- erforderliche und vom Auftraggeber geforderte Zusatzleistungen (§ 1 Nr. 4 Satz 1i.V.m. § 2 Nr. 6 VOB/B),

- im Rahmen eines Pauschalvertrags (§ 5 Nr. 1b) VOB/A) vom Auftraggeber angeordnete Leistungsénderung
bzw. erforderliche und geforderte Zusatzleistungen (§ 1 Nr. 3 bzw. § 1 Nr. 4 Satz 1 VOB/B i.V.m. § 2 Nr. 7
und § 2 Nr. 5 bzw. Nr. 6 VOB/B),

- vom Vertrag abweichende oder nicht vereinbarte, aber nachtraglich anerkannte oder notwendig gewordene
Leistungen (§ 2 Nr. 8 VOB/B i.V.m. § 2 Nr. 5 bzw. Nr. 6 VOB/B)

- Verlangen von Zeichnungen, Berechnungen oder anderen Unterlagen, die der Auftragnehmer nach dem
Vertrag nicht zu erbringen hat (§ 2 Nr. 9 VOB/B),

- Abrufung bereits im Auftrag als Bedarfs-/Eventualposition bedingt enthaltener, angehangter Stundenlohn-
Arbeiten (§ 9 Nr. 1 Abs. 1 Satze 2 und 3 VOB/A) bzw. nachtragliche Vereinbarung von Stundenlohnarbeiten
(§2Nr. 10i.V.m. § 15 VOB/B).

Zu den sich daraus gegebenenfalls ergebenden Vergltungsanpassungen siehe nachstehend unter Nr. 2.3 bis
Nr. 2.10 gemaf § 2 Nr. 3 bis Nr. 10 VOB/B und unter Nr. 6 (Vergltungszuordnung und -berechnung).

In allen Fallen der Anwendung von § 2 Nr. 3, 5 bzw. 6 VOB/B — also auch in den Fallen des § 2 Nr. 7 und Nr. 8,
soweit dort auf § 2 Nr. 5 oder 6 VOB/B verwiesen wird — , in denen eine Vereinbarung erforderlich wird, wird nur
eine Vereinbarung Uber die Anpassung der Vergiitung getroffen; gegebenenfalls werden dabei auch geédnderte
Ausfiihrungsfristen festgelegt; in den Fallen des § 2 Nrn. 5 und 6 VOB/B soll bzw. ist die Vereinbarung mog-
lichst vor Ausfiihrung zu treffen.

Zur Vorgehensweise bei Nachtragsvereinbarungen siehe Nr. 3, insbesondere 3.2.4.
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Kommt eine Vereinbarung nicht vor, wahrend oder nach der Ausfiihrung der gednderten oder zusatzlichen Leis-
tung(en) zustande, so ist nach § 632 Abs. 2 BGB die (ibliche Verglitung als vereinbart anzusehen. Die Grundla-
gen dafiir sind dann vom Auftraggeber selbst zu ermitteln und danach die libliche Vergltung zu berechnen.

Voraussetzungen fiir eine Vergitungsanpassung sind immer, dass sich ein oder mehrere der unter 2.1.2 ge-
nannten Falle auf die im erteilten Auftrag vereinbarten Preise auswirken und deshalb ein Vertragspartner — also
der Auftragnehmer oder der Auftraggeber — eine Preisanpassung verlangt.

Eine Nachtragsvereinbarung ist grundsatzlich nicht erforderlich, wenn

- Mengenanderungen (§ 2 Nr. 3 VOB/B),

- angeordnete bzw. geforderte Leistungsanderungen (§ 1 Nr. 3 bzw. § 1 Nr. 4 Satz 1i.V.m. § 2 Nr. 5 und/oder
§ 2 Nr. 6 VOB/B),

- koordinatorische, zeitliche und andere Anordnungen des Auftraggebers (§ 4 Nr. 1i.V.m. § 2 Nr. 5 VOB/B;
z.B. Fortschreibung von Ausflhrungsfristen) und/oder

- der Abrufung von bereits im Auftrag enthaltenen Stundenlohnarbeiten (§ 2 Nr. 10 VOB/B)

zwar die Gesamtvergutung &ndern, aber keinen Einfluss auf die Preise (Einheits- oder Pauschalpreise) haben.

In diesen Fallen bedarf es nur eines Prifungsvermerks mit EFB-Nach — 359.1 und einer Vergitungszuordnung
und -berechnung mit EFB-Nach — 359.2. Der fiir den Haushalt Verantwortliche ist schriftlich Gber die Vergi-
tungsanderung zu unterrichten - siehe Abschnitt B 2.4.3 RBBau.

Eine Nachtragsvereinbarung ist grundséatzlich erforderlich, wenn einer oder mehrere der unter Nr. 2.1 genann-
ten Sachverhalte Einfluss auf die vereinbarten Preise (Einheits- oder Pauschalpreise) hat. Die Nachtragsverein-
barung ist mit EVM Nach — 204 abzuschlieBen und mit einem Prifungsvermerk mit EFB-Nach — 359.1 zu be-
grinden. Eine Zweitschrift der Vergitungszuordnung und -berechnung mit EFB-Nach — 359.2 ist der Nach-
tragsvereinbarung beizufiigen, damit die VOB/B-gerechte Zuordnung vertragsrechtlich festgelegt ist.

Verzdgert sich — aus welchen Griinden auch immer — eine zeitnahe Nachtragsvereinbarung, ist wegen der er-
hohten Kooperationspflicht beider Parteien beim VOB/B-Vertrag das unbestrittene Guthaben analog § 16 Nr. 3
Abs. 1 Satz 3 VOB/B sofort zu zahlen.

2.1.4 Wegen der Verglutungszuordnung und -berechnung siehe Nr. 6.

2.2 Vergitungs- und sonstige Zahlungsanspriiche auBerhalb der Regelungen des § 2 VOB/B
2.2.1 Anspruch wegen Wegfalls von Teilleistungen

Teilleistungen kénnen ausnahmsweise ersatzlos entfallen (i.d.R. LV-Positionen); d.h. sie werden auch nicht in
veranderter Form ausgefiihrt. Wird also eine Teilleistung tatsachlich nicht ausgefiihrt, bestimmt sich die Vergi-
tung nach § 8 Nr. 1 Abs. 2 VOB/B (vergleichbar der Regelung in § 2 Nr. 4 VOB/B; siehe auch Nr. 2.4).

In diesen Fallen sind die Auswirkungen auf die Gesamtverglitung in der Ausgleichsberechnung zur Vergitungs-
vereinbarung darzustellen. Nach § 8 Nr. 1 Abs. 2 VOB/B muss sich der Auftragnehmer anrechnen lassen, was
er dadurch an Kosten erspart oder durch anderweitige Verwendung seiner Arbeitskraft und seines Betriebs er-
wirbt oder zu erwerben bdswillig unterlasst (§ 649 BGB). Hierzu z&hlen als anderweitiger Erwerb gerade Men-
genmehrungen in anderen Leistungspositionen, vom Auftraggeber verlangte erforderliche Zusatzleistungen im
Rahmen des erteilten Auftrags oder ein neuer Auftrag (z.B. ein Anschlussauftrag nach § 1 Nr. 4 Satz 2 VOB/B;
siehe dazu Nr. 1.4.2).

Der Auftragnehmer muss zur Begriindung seines Vergutungsanspruchs diese vergitungsmindernden Umstan-
de nach § 8 Nr. 1 Abs. 2 VOB/B, um die sein Vergitungsanspruch von vornherein beschrankt ist, offen legen
und nachweisen. Andernfalls ist sein Vergiitungsanspruch insoweit nicht prifbar und wird daher nicht fallig.

2.2.2 Sonstige Anspriiche

Daneben kénnen andere bzw. weitere vertragliche Verglitungsanspriiche oder sonstige Zahlungsanspriche be-

stehen wie z.B.

- Anspriiche wegen langer dauernder Ausflihrungsunterbrechung (§ 6 Nr. 5 VOB/B),

- Anspriche wegen héherer Gewalt oder unabwendbaren Ereignisses (§ 7 VOB/B i.V.m. § 6 Nr. 5 VOB/B),

- Anspriche aus Kindigung / Teilkiindigung ohne besonderen Rechtsgrund (§ 8 Nr. 1 VOB/B),

- Anspriche aus einvernehmlicher Vertragsanpassung an Stelle von einseitiger Anordnungen, Forderungen
oder Kindigungen / Teilkiindigungen seitens des Auftraggebers,

- Anspriiche aus Vertragsanpassung wegen Stoérung der Geschéaftsgrundlage (§ 313 BGB),
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- Schadensersatzanspriiche nach § 6 Nr. 6 VOB/B, die von der Vergitungsanpassung wegen koordinatori-
scher oder zeitlicher Anordnungen (§ 4 Nr. 1 VOB/B i.V.m. § 2 Nr. 5 VOB/B) abzugrenzen sind,

- sonstige Schadensersatz- oder Entschadigungsanspriiche aus dem vertraglichen, aus vertragsgleichen oder
gesetzlichen Schuldverhaltnissen (z.B. positive Vertrags-/ Forderungsverletzung, vorvertragliches Schuld-
verhaltnis wegen Vertragsanbahnung / Ausschreibungsverfahren (§ 311 Abs. 2 BGB), Annahmeverzug des
Auftraggebers nach § 642 BGB).

2.2.3 Wegen der Ausgleichsberechnung hierzu siehe ebenfalls Nr. 6.

2.3 Uber- und Unterschreitung der Mengenansitze (§ 2 Nr. 3 VOB/B)

2.3.1 § 2 Nr. 3 VOB/B ist anzuwenden, wenn sich die Menge einer im Einheitspreisvertrag vorgesehenen Teilleistung
nur tatsachlich ohne eine Anordnung oder Forderung des Auftraggebers andert, die Teilleistung jedoch sonst
dieselbe bleibt und auch so zur Ausfiihrung kommt.

Feststellungen Uber Mengenabweichungen sind zeitnah, z.B. im Bautagebuch zu dokumentieren.

2.3.2 Der vertragliche Einheitspreis gilt unverandert fir Mengenabweichungen von dem im Vertrag vorgesehenen
Leistungsumfang um nicht mehr als 10 v.H., also in dem Bereich von exakt 90,00 v.H. bis 110,00 v.H. der im
Vertrag vorgesehenen Leistungsmenge.

2.3.3 Liegt eine Mengenabweichung von Uber 10 v.H. vor, ist eine Preisanpassung nur auf Verlangen zulassig; der
Anspruch muss begriindet sein.

Sowohl bei Uberschreitung als auch bei Unterschreitung der Mengenansatze von tiber 10 v.H. sind grundsatz-
lich immer folgende Kostenfaktoren zu Gberpriifen:

- Baustelleneinrichtungskosten, soweit eigenstandiger Titel oder LV-Position

- Baustellengemeinkosten

- Allgemeine Geschaftskosten

- Wagnis und Gewinn.

Zur Beurteilung weiterer Preisbestandteile siehe Nr. 4.

a) Bei Uberschreitung der Mengenansétze einer Teilleistung um mehr als 10 v.H. (§ 2 Nr. 3 Abs. 2 VOB/B), ist
zeitnah zu prifen, ob
- die Vereinbarung eines niedrigeren Preises seitens des Auftraggebers verlangt werden muss und
- ggf. ein mogliches Mehrkostenverlangen des Auftragnehmers in Betracht kommen kann.

Eine Anpassung des Einheitspreises bestimmt sich nach den dadurch bedingten Mehr- oder Minderkosten,
die als Nachtragsforderung begriindet und nachgewiesen geltend zu machen sind.

Bei der Berlicksichtigung von Mengenmehrungen dirfen allerdings nur Mengenerhéhungen tber 10 v.H. der
vertraglich vereinbarten Menge, also erst oberhalb von 110 v.H. des Mengenvolumens angesetzt werden.

b) Bei Unterschreitung der Mengenansatze einer Teilleistung um mehr als 10 v.H. (§ 2 Nr. 3 Abs. 3 VOB/B) ist
zeitnah zu priifen, ob ein mdgliches Mehrkostenverlangen des Auftragnehmers in Betracht kommen kann.

Bei Unterschreitung der Mengenansatze einer Teilleistung auf unter 90 v.H. kommt eine Anpassung des
Einheitspreises nur in Betracht, soweit der Auftragnehmer nicht durch Mengenerhéhung bei anderen
Leistungs-Positionen — und zwar nur zu bertcksichtigen ab oberhalb von 110 v.H. des Mengenvolumens —
oder in anderer Weise — z.B. angeordnete qualifiziertere Ausfiihrung einer Leistung (§ 1 Nr. 3 VOB/B), eine
von Auftraggeber verlangte erforderliche Zusatzleistung (§ 1 Nr. 4 Satz 1 VOB/B) oder ein zuldssigerweise
freihandig vergebener neuer Auftrag als Anschlussauftrag (§ 1 Nr. 4 Satz 2) — einen Ausgleich erhalten hat
bzw. erhalt.

c) Bei kombinierter Unter- und Uberschreitung der Mengenansitze von Teilleistungen unter den vorstehenden
Voraussetzungen nach a) und b) sind die sich daraus ergebenden jeweiligen Vergiitungsanspriiche gegen-
zurechnen.

2.3.4 Soweit von Mengenanderungen auch andere Leistungen oder Teilleistungen, fiir die eine Teilpauschalsumme

vereinbart ist, abhdngig sind, kann auch eine angemessene Anderung der Teilpauschalsumme gefordert wer-
den (§ 2 Nr. 3 Abs. 4 VOB/B).

5von 18



24

25

2.6

Ubernahme von beauftragten Leistungen durch den Auftraggeber (§ 2 Nr. 4 VOB/B)

Die Ubernahme von beauftragten Leistungen durch den Auftraggeber hat die Vergiitungsrechtsfolgen wie bei
einer Kiindigung nach § 8 Nr. 1 VOB/B.

Sie setzt zwingend voraus, dass der Auftraggeber die Leistung (z.B. Lieferung von Bau-, Bauhilfs- und Be-
triebsstoffen) selbst ohne anderweitige Fremdbeauftragung durchfiihrt. Sonst steht dem Auftragnehmer die ver-
einbarte Vergitung ungekirzt zu.

Bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 2 Nr. 4 VOB/B steht dem Auftragnehmer zwar die vereinbarte Vergu-
tung zu; er muss sich aber nach § 8 Nr. 1 Abs. 2 VOB/B anrechnen lassen, was er dadurch an Kosten erspart
oder durch anderweitige Verwendung seiner Arbeitskraft und seines Betriebs erwirbt oder zu erwerben bdswillig
unterlasst (§ 649 BGB); siehe hierzu Nr. 2.2.1.

Anderung des Bauentwurfs und andere Anordnungen des Auftraggebers (§ 2 Nr. 5 VOB/B)

§ 2 Nr. 5 VOB/B ist bei Vergiitungsanpassung wegen fachlicher Anderungsanordnungen nach § 1 Nr. 3 VOB/B
und wegen anderer Anordnungen — das sind in der Regel koordinatorische oder zeitliche Anordnungen des Auf-
traggebers nach § 4 Nr. 1 VOB/B — anzuwenden (siehe auch Nr. 1.3). Anordnungen in diesem Sinne sind nur
einseitige Entscheidungen des Auftraggebers, die vom vertraglich festgelegten baufachlichen und/oder ausfih-
rungszeitlichen Inhalt abweichen.

Anweisungen zur Sicherung der Durchfiihrung des unverandert vereinbarten Vertragsinhalts und fachliche Be-
ratung, Uberlegungen, Entscheidungsvorschlage und Hinweise seitens des Auftraggebers sind keine "Anderung
der Bauentwurfs" oder "anderen Anordnungen” im Sinne des § 2 Nr. 5 VOB/B; sie begriinden grundséatzlich kei-
ne Vergltungsanpassung. Das kénnen z.B. Anweisungen zur Aufrechterhaltung und Fortfiihrung der BaumaR-
nahme sein, die auf Grund von Umstanden erforderlich sind, auf die der Auftraggeber keinen Einfluss hat und
deshalb von ihm auch nicht zu verantworten sind (in der Regel z.B. fachliche, koordinatorische oder zeitliche
Anordnungen wegen Insolvenz eines Vorunternehmers).

Eine Anpassung des Preises bestimmt sich nach den durch die fachliche, koordinatorische oder zeitliche Ande-
rungsanordnung bedingten Mehr- oder Minderkosten, die als Nachtragsforderung begriindet und nachgewiesen
geltend zu machen sind; eine Vergitungsanpassung soll mdglichst vor Ausfiihrung der angeordneten Leis-
tungsanderung erfolgen (§ 2 Nr. 5 Satz 2 VOB/B).

Eine Preisanpassung nach § 2 Nr. 5 VOB/B wegen koordinatorischer oder zeitlicher Anordnungen des Auftrag-
gebers nach § 4 Nr. 1 VOB/B ist gegenliber Schadensersatz wegen vertragswidriger und schuldhaft zu vertre-
tender Behinderung und Unterbrechung der Bauausfiihrung nach § 6 Nr. 6 VOB/B bzw. ggf. gegen Entschadi-
gungsansprichen nach § 642 BGB wegen Annahmeverzugs des Auftraggebers abzugrenzen; siehe hierzu
Nr.2.2.2.

Im Vertrag nicht vorgesehene, erforderliche und vom Auftraggeber geforderte zuséatzliche Leistung
(§ 2 Nr. 6 VOB/B)

§ 2 Nr. 6 VOB/B greift nur bei Vergltungsanpassung wegen verlangter, bisher nicht vorgesehener, aber erfor-
derlicher und vom Auftraggeber geforderter zusatzlicher Leistung nach § 1 Nr. 4 Satz 1 VOB/B; siehe hierzu
Nr. 1.4.1.

Der Auftragnehmer muss seinen Anspruch auf Verglitung der zusatzlichen Leistung grundsatzlich vor Beginn
der Ausflihrung ankiindigen; ohne vorherige Ankiindigung besteht damit in der Regel kein Vergiitungsanspruch.
Diese Ankilindigung kann im Einzelfall entbehrlich sein, soweit der Auftraggeber Gber die entsprechenden fach-
spezifischen Kenntnisse verfligt und davon ausgehen muss, dass diese Leistung nicht unentgeltlich ist.

Eine Vergiltungsanpassung bestimmt sich nach den Grundlagen der Preisermittlung zum beauftragten Angebot
(§ 2 Nr. 6 Abs. 2 VOB/B); sie erfolgt damit — soweit gleiche oder vergleichbare Leistungen mit den dazu ange-
botenen und vereinbarten Preisen aus dem beauftragten Angebot zu Grunde gelegt werden kénnen — wie bei
§ 2 Nr. 5 VOB/B nach Preisen auf Basis der durch die Zusatzleistung bedingten Mehr- oder Minderkosten, die
als Nachtragsforderung begriindet und nachgewiesen geltend zu machen sind.

Ist eine Zuordnung nicht maéglich, ist ausnahmsweise ein Nachtragsangebot vom Auftragnehmer einzuholen;
auch dieses muss auf der Grundlage der Preisermittiung des beauftragten Angebotes kalkuliert sein und ist da-
nach zu priifen und zu werten.

Eine Vergiitungsanpassung ist moglichst vor Beginn der Ausfihrung der geforderten Zusatzleistung zu verein-
baren (§ 2 Nr. 6 Abs. 2 Satz 2 VOB/B).
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2.7

2.8

2.9

2.10

Vergiitungsanpassung bei vereinbarten Pauschalsummen (§ 2 Nr. 7 VOBV/B)

Die Anwendung des § 2 Nr. 7 VOB/B setzt voraus, dass unter strenger Beachtung der Voraussetzungen des
§ 5 Nr. 1 b) VOB/A Pauschalsummen vereinbart worden sind. Deshalb bestimmt § 2 Nr. 7 Absatz 1 Satz 1
VOB/B, dass die Vergiitung unverandert bleibt.

Eine Vergitungsanpassung kann nach § 2 Nr. 7 VOB/B nur in Betracht kommen, wenn die ausgefiihrte Leis-
tung von der vertraglich vorgesehenen Leistung so erheblich abweicht, dass ein Festhalten an der Pauschal-
summe fiir eine oder beide Vertragsparteien nicht zumutbar ist. Diese Anpassungsregelung ist also eine einzel-
fallbezogene Billigkeitsregelung nach den Grundséatzen von Treu und Glauben (§ 242 BGB) und dem dazu ent-
wickelten Rechtsinstituts der Stérung der Geschaftsgrundlage (§ 313 BGB) fir den geschlossenen Vertrag.
Folglich kann eine Vergiitungsanpassung nur bei einer fiir das Vertragsverhaltnis gewichtiger Anderung der ver-
traglich vorgesehenen Leistung in Betracht kommen. Dabei kann es sich um eine qualitative Leistungsénderung
oder um eine quantitative Anderung des Leistungsvolumens von 20 v.H. oder mehr handeln. Entscheidend blei-
ben aber immer die Umstande des Einzelfalls.

Die jeweils betroffene Vertragspartei (Auftraggeber oder Auftragnehmer) kann dann zusétzlich zur vereinbarten
Pauschalsumme einen Ausgleich unter Beriicksichtigung der Mehr- oder Minderkosten verlangen, bis die Zu-
mutbarkeit fir ein Festhalten an der Pauschalsumme wieder erreicht ist (sieche § 2 Nr. 7 Abs. 1 Satz 2 VOB/B).
Bei der Bemessung des Ausgleichs ist von den Grundlagen der Preisermittiung des beauftragten Angebotes
auszugehen.

Beruht die Abweichung von der vertraglich vorgesehenen Leistung aber auf Anordnungen oder Forderungen
des Auftraggebers (siehe Nrn. 1.3, 1.4.1 und 2.5) , so ist insoweit wie bei einem Einheitspreisvertrag immer eine
Vergltungsanpassung nach § 2 Nrn. 4, 5 oder 6 VOB/B vorzunehmen.

Leistungen des Auftragnehmers ohne Auftrag (§ 2 Nr. 8 VOB/B)

Hat der Auftragnehmer Leistungen ohne Auftrag oder unter eigenmachtiger Abweichung vom Vertrage ausge-
fuhrt, ist unverzuglich zu prifen, ob diese Leistungen anerkannt werden sollen oder die Voraussetzungen des
§ 2 Nr. 8 Abs. 2 Satz 2 VOB/B vorliegen. Dem Auftragnehmer ist schriftlich mitzuteilen, ob diese Leistungen
nachtraglich anerkannt oder
- nur ohne Vergutung geduldet werden oder
- abgelehnt und
- deren Beseitigung und die Erbringung der vertragsgerechten Leistung gefordert,
- ErsatzmaBnahme zur Beseitigung angedroht,
- Schadensersatzforderung im Ubrigen (z.B. wegen langerer Beibehaltung einer Anmietung, verzdégerter
Inbenutzungnahme) vorbehalten wird.

Soweit dem Auftragnehmer eine Vergltung nach § 2 Nr. 8 Abs. 2 VOB/B zusteht, ist der Preis entsprechend der
Regelung nach § 2 Nr. 5 und Nr. 6 VOB/B zu ermitteln.

Die Vorschriften des BGB (ber die Geschéaftsfliihrung ohne Auftrag (§ 677 ff BGB) bleiben unberihrt (§ 2 Nr. 8
Abs. 3 VOB/B).

Vom Auftraggeber verlangte Zeichnungen, Berechnungen oder andere Unterlagen (§ 2 Nr. 9 VOB/B)

Vom Auftraggeber verlangte besondere Leistungen des Auftragnehmers wie Zeichnungen, Berechnungen oder
andere Unterlagen, die er nicht vertraglich, insbesondere nicht nach den Technischen Vertragsbedingungen
oder der gewerblichen Verkehrssitte zu erbringen hat, sind gesondert zu vergtten.

Da diese Leistungen innerhalb eines Bauvertrages nach VOB/B erbracht werden, gelten insoweit fir die Vergi-
tung nicht die Bestimmungen der HOAI.

Stundenlohnarbeiten (§ 2 Nr. 10 VOB/B)

Vor einer Beauftragung / Abrufung von Stundenlohnarbeiten ist immer zu priifen, ob diese Arbeiten einer bereits
beauftragten Leistungsposition zugeordnet oder als eine Leistungsposition neu festgelegt werden kénnen. Nur
wenn beides nicht mdglich ist, kann eine Beauftragung von Stundenlohnarbeiten in Betracht gezogen werden;
hierzu wird auf die Regelungen des § 9 Nr. 1 Satze 2 und 3 VOB/A nochmals hingewiesen.
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Das Vorliegen der Voraussetzungen ist im EFB-Nach — 359.1 und deren Auswirkung auf die Gesamtvergiitung
im EFB-Nach — 359.2 aktenkundig zu machen (siehe Nrn. 2.1.3 und 6).

Die Beauftragung von Stundenlohnarbeiten setzt voraus, dass es sich um Bauleistungen geringen Umfangs
handelt, die Gberwiegend Lohnkosten verursachen (siehe § 5 Nr. 2 VOB/A).
Bei der Vereinbarung der Vergutung fir Stundenlohnarbeiten sind zu beachten:

- Nr. 2 der Richtlinienzu § 5 A und
- Nr. 5und Nr. 18 EVM (B) ZVBJ/E — 215 bzw. Nr. 2 und Nr. 12 EVM (Z) ZVB — 225 bzw. Nr. 12 EVM (L) ZVB -
235.

Die Vergutung von Stundenlohnarbeiten setzt voraus, dass die Ausflihrung solcher Arbeiten vor ihrem Beginn
- ausdricklich vereinbart (§ 2 Nr. 10 VOB/B) und
- dem Auftraggeber angezeigt worden ist (§ 15 Nr. 3 Satz 1 VOB/B).

Die Abrechnung und Bezahlung hat nach § 15 i.V.m. § 16 VOB/B und den dazu bestehenden Richtlinien des
VHB sowie nach diesem Leitfaden zu erfolgen.

3 Vergiitungsberechnung
31 Preisermittlungs- und Vergiitungsbasis

3.1.1 Bei der Ermittlung der Vergiitung ist von den vereinbarten Preisen und den Grundlagen der Preisermittiung des
erteilten Auftrags auszugehen (siehe Nr. 3 EVM (B) ZVB/E — 215 bzw. Nr. 2.6 EVM (Z) ZVB — 225). Die fir ge-
anderte oder zusatzliche Leistungen zu vereinbarende Vergutung erhalt also ihre wesentlichen Preisbestandtei-
le aus den Wettbewerbspreisen.

Hinsichtlich der Preise von Bauleistungen gibt es keine durch Preisverordnung festgelegten Vorgaben mehr. Ei-
ne preisrechtliche Prifung kommt daher nicht in Betracht.

Die Preise des Maschinenbaues und der Elektroindustrie unterliegen in der Regel auch dem Wettbewerb. So-
weit fur Nachtragsvereinbarungen diese Wettbewerbspreise nicht herangezogen werden kénnen, gelten die Be-
stimmungen der VO PR Nr. 30/53 und die dazu gehdrenden Leitsatze (siehe 401 VHB). Dieses gilt auch fir
Nachtragsvereinbarungen, wenn fiir die beauftragten Leistungen bereits Markt- bzw. Selbstkostenpreise nach
der VO PR Nr. 30/53 vereinbart worden sind (siehe § 5 A Nr. 3 VHB).

3.1.2 Zur Beurteilung der Angemessenheit von neuen Preisen soll bei umfangreichen Leistungen und bei Leistungen,
bei denen aufgrund ihrer Eigenart mit Nachtrdgen zu rechnen ist (z.B. UmbaumaRnahmen), entsprechend
Nr. 3.1 EVM (B) ZVB/E - 215 bereits bei Erteilung des Auftrages die vollstandige Preisermittlung (Kalkulation)
vom Bieter/Auftragnehmer abgefordert werden.
Die Angaben des Auftragnehmers zu seiner Kalkulation in den EFB-Preis kénnen auch zur Beurteilung der An-
gemessenheit von neuen Preisen herangezogen werden; vorausgesetzt diese Angaben sind vollstandig, in sich
schllssig, rechnerisch richtig und ausreichend aussagekraftig.

3.1.3 Die auftragvergebende bzw. baudurchfihrende Stelle des Auftraggebers hat den Auftragnehmer darauf hinzu-
weisen, dass alle Bedingungen des erteilten Auftrags einschlieRlich der Nachlasse (ohne oder mit Bedingun-
gen) gelten. In den Fallen des § 2 Nr. 3 VOB/B ist moglichst zeitnah nach erfolgter Ausfihrung, in den Fallen
des § 2 Nr. 5 und 6 VOB/B mdglichst rechtzeitig vor der Ausfliihrung der Nachweis Uber geforderte Mehr- oder
Minderkosten zu verlangen bzw. ausnahmsweise in Einzelfallen des § 2 Nr. 6 VOB/B ein Nachtragsangebot
einzuholen. Diese Stelle des Auftraggebers hat unverzuglich zu prifen, ob diese Bedingungen erfillt sind (Nr. 3
EVM (B) ZVB/E — 215 bzw. Nr. 2.6 EVM (Z) ZVB) — 225. Der Auftragnehmer hat die erforderlichen Auskunfte zu
erteilen.

3.2  Verfahren (Nachweis, Prifung, Prifungsvermerk, Nachtragsvereinbarung)

3.2.1 Nachweis
Der Auftragnehmer hat Grund und Hohe seiner Forderung — sei es die Forderung nach Mehr-/ Anderungsvergii-
tung Schadensersatz oder Entschadigung — darzulegen und nachzuweisen. Soweit Mehr-/ Anderungsvergiitung

verlangt wird, hat er nachzuweisen, dass der neue Preis auf den Grundlagen der Preisermittlung des Auftrages
gebildet worden ist. Der Nachweis ist in der Regel durch die Unterlagen zu flihren, die der Auftragnehmer nach
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den Vertragsbedingungen (siehe Nr. 3.2 EVM (B) ZVB/E — 215 bzw. Nr. 2.6 EVM (Z) ZVB — 225) vorzulegen
hat; das sind insbesondere die Preisermittlungen des beauftragten Angebotes und der Mehr-/Minderkosten.

Enthalt der erteilte Auftrag Preise flr gleiche oder vergleichbare Leistungen, so kann die Héhe des neuen Prei-
ses anhand dieser nachgewiesen werden. Soweit die Preisermittlung des beauftragten Angebotes keine ein-
schlagigen Angaben enthalt und vergleichbare Leistungen nicht vorhanden sind, ist ausnahmsweise ein Nach-
tragsangebot vom Auftragnehmer einzuholen, das auf der Grundlage der Preisermittlung des beauftragten An-
gebotes kalkuliert sein muss. Die angesetzten Einzelkosten und Zuschlage bzw. Umlagen hat der Auftragneh-
mer danach zu belegen. Hinsichtlich der Zeitansatze, der Stoff- und Geratekosten sowie ggf. sonstiger Kosten
kénnen hilfsweise entsprechende Ansatze aus anderen, vergleichbaren Auftragen als Nachweis herangezogen
werden.

3.2.2 Prufung der Nachtragsforderung (Mehr- oder Minderkosten-Aufstellung bzw. Nachtragsangebot)

a) Die im Rahmen der Nachtragsforderung geltend gemachten Mehr- oder Minderkosten bzw. das Nachtrags-

angebot sind unverziiglich nach Vorlage der Nachweise zu priifen, damit die notwendige Preisvereinbarung
nach § 2 Nr. 5 und/oder § 2 Nr. 6 VOB/B méglichst vor der Ausfiihrung getroffen werden kann.
Dabei ist festzustellen, ob die Unterlagen vollstandig und prifbar sind. Nichtpriifoare Unterlagen sind zur Er-
ganzung zurlickzugeben. Wenn zur Beurteilung weitere Unterlagen nach Nr. 3.2 des EVM (B) ZVB/E — 215
bzw. Nr. 2.6 EVM (Z) ZVB — 225 bendétigt werden, sind diese unverziglich anzufordern. Die Angaben des
Auftragnehmers in den EFB-Preis kdnnen herangezogen werden; dabei sind sie auf Vollstandigkeit, Schlis-
sigkeit, rechnerische Richtigkeit und hinreichende Aussagefahigkeit zu prifen.

b) Bei der Priifung ist zunachst festzustellen, ob die Forderung aus § 2 VOB/B hergeleitet werden kann oder ob

sie fur eine Leistung erhoben wird, die

- bereits in der Leistungsbeschreibung — auch in Vorbemerkungen dazu — enthalten ist,

- als Nebenleistung nach den jeweiligen Aligemeinen Technischen Vorschriften oder auf Grund anderer
Vertragsbedingungen (BVB, ZVB, ZTV, VOB/B) abgegolten ist,

- der Auftragnehmer ohne Auftrag oder unter eigenmachtiger Abweichung vom Vertrag ausgefihrt hat und
bei der die Voraussetzungen flr eine mogliche nachtragliche Anerkennung nach § 2 Nr. 8 Abs. 2 VOB/B
nicht vorliegen.

c) Bei der Priifung einer in Betracht kommenden Preisanpassung ist zu berticksichtigen, dass sich Leistungs-
anderungen, insbesondere Mengenanderungen sowohl auf die Einzelkosten als auch auf die Gesamtkosten
auswirken kénnen.

d) Bei der Prifung der Hohe der Forderung ist festzustellen, ob der Auftragnehmer die Vergiitung entspre-
chend den Regelungen des § 2 VOB/B berechnet und dabei alle Bedingungen des erteilten Auftrags ein-
schliellich etwaiger Nachlasse (z.B. Preisnachléasse ohne oder mit Bedingungen) berucksichtigt hat (siehe
Nr. 4).

3.2.3 Priufungsvermerk

Die Vergabestelle hat Art und Umfang von Leistungsanderungen bzw. die Notwendigkeit zusatzlicher Leistun-
gen sowie die Ermittlung des neuen Preises schriftlich zu begriinden. Darlber ist ein Priifungsvermerk mit EFB-
Nach — 359.1 zu fertigen und eine Vergutungszuordnung und -berechnung mit EFB-Nach — 359.2 beizufiigen.
Dieser Prifvorgang ist zu den Abrechnungsunterlagen zu nehmen.

3.2.4 Nachtragsvereinbarung
Es ist zu prufen, ob eine Nachtragsvereinbarung zur Vergltungsanpassung erforderlich ist.

Bei Mengenanderungen (Nr. 2.3), angeordneten bzw. geforderten Leistungsanderungen (Nrn 1.3 und 1.4 i.V.m.
Nrn 2.5 und 2.6) sowie anderen Anordnungen des Auftraggebers wie koordinatorische und zeitliche Anordnun-
gen (Nrn 2.1.2 und 2.5; z.B. Fortschreibung von Ausfilihrungsfristen) und bei Abrufung von bereits im Auftrag
enthaltenen Stundenlohnarbeiten (Nr. 2.10), die keinen Einfluss auf die vereinbarten Preise (Einheitspreise bzw.
Pauschalpreis), sondern nur auf die Gesamtvergiitung haben, bedarf es nur eines Prifungsvermerks mit EFB-
Nach - 359.1 mit Vergutungszuordnung und -berechnung mit EFB-Nach - 359.2, aber keiner
Nachtragsvereinbarung; der fiir den Haushalt Verantwortliche — Abschnitt B 2.4.3 RBBau - ist jedoch schriftlich
zu unterrichten.

Nachtragsvereinbarungen sind unverziiglich nach der Priifung abzuschlieRen

- flr geénderte und zusétzliche Leistungen nach § 2 Nr. 5 bzw. Nr. 6 VOB/B (siehe § 2 B Nr. 5 und 6 VHB )

so frih wie méglich, in der Regel vor Beginn der Ausfiihrung,
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41

41.1.

- fir Leistungsénderungen nach § 2 Nrn. 7 und 8 VOB/B, die zur eventuellen Vergiltungsanpassung auf § 2
Nrn. 5 und 6 VOB/B verweisen, so zeitnah wie moglich,

- bei tatsachlichen Mengenanderungen nach § 2 Nr. 3 VOB/B, sobald die Auswirkungen auf die Preise zuver-
Iassig beurteilt werden kdnnen.

Nachtragsvereinbarungen sind mit EVM Nach — 204 abzuschlieRen und mit einem Priifungsvermerk mit EFB—
Nach — 359.1 zu begriinden. Hierzu ist eine VOB/B-rechtliche Vergiitungszuordnung und -berechnung mit EFB-
Nach — 359.2 vorzunehmen; eine Zweitschrift ist immer der Nachtragsvereinbarung beizufliigen ist, damit die
VOB/B-rechtliche Zuordnung vertragsrechtlich festgelegt ist.

Werden mehrere Nachtragsvereinbarungen erforderlich, sind diese fortzuschreiben und fortlaufend zu numme-
rieren.

Beurteilung der Preisbestandteile

Bei der Beurteilung der fir die Ermittlung des neuen Preises maflRgebenden Ansatze sind zu beachten:
Lohnkosten

Die Lohnkosten umfassen im Wesentlichen folgende Kostenbestandteile:

Mittellohn (ML) =

Tarifliche Léhne, zuziglich der zu zahlenden Bauzuschlage, Leistungsléhne, Pramien, lbertarifliche Bezahlun-
gen, Zuschlage fir Uberstunden, Nacht-, Sonn- und Feiertagsarbeit, Erschwerniszuschlage und die Arbeitge-
berzulage fiir Vermdgenswirksame Leistungen.

Hilfsléhne (z.B. Magaziner, Kraftfahrer, Wachter, sofern sie den Teilleistungen direkt zugerechnet werden).
Entgelte fir Werkzeuge, Kleingerate und allgemeine Verbrauchsstoffe.

Der ML entspricht dem Mittelwert der vorgenannten Lohnkosten der auf der Baustelle voraussichtlich tatigen
gewerblichen Arbeitnehmer. Dieser Mittelwert bezieht sich auf eine Person und eine Arbeitsstunde.

Der ML ist somit abhangig von der Zusammensetzung der auf der Baustelle eingesetzten Kolonne(n). Auch
wenn sich wahrend der Bauzeit deren Zusammensetzung verandert, wird bei der Preisermittiung aus Griinden
der Vereinfachung in der Regel mit einem konstanten ML kalkuliert. Eine vom Auftragnehmer mit dem Angebot
abgegebene Tariftreueerklarung ist zu beachten.

Eine Anderung des ML bei der Preisermittlung des Nachtragsangebotes gegeniiber der des beauftragten Ange-

bots darf grundséatzlich nur anerkannt werden, wenn

- fir die gednderte oder zuséatzliche Leistung eine andere Zusammensetzung des Personals der Baustelle er-
forderlich ist,

- eine Lohnerhéhung wirksam geworden ist, die den Auftragnehmer bei einem dem erteilten Auftrag entspre-
chenden Ablauf nicht oder nicht in diesem Umfang betroffen hatte und eine Lohngleitklausel nicht vereinbart
ist.

Ist eine Lohngleitklausel vereinbart, gilt diese auch fiir die Nachtragsvereinbarung.

Lohnzusatzkosten (LZK) =
Summe aus Sozialkosten, Sozialléhne und lohnbezogenen Kosten.

Sozialkosten:

Gesetzliche Sozialkosten, wie z.B. der Arbeitgeberanteil zur Kranken-, Renten- Pflege- und Arbeitslosenversi-
cherung; Bauberufsgenossenschaft (Unfallversicherung, Konkursausfallgeld); Arbeitsschutz und —sicherheit,
Tarifliche Sozialkosten, wie Urlaubskasse, Lohnausgleich, Berufsbildung,

Betriebliche (freiwillige) Sozialkosten, wie z.B. Jubildumsgeld, Essenzuschisse.

Sozialléhne:

Gesetzlich und tariflich bedingte Lohnzahlungen ohne adaquate Arbeitsleistung wie z.B. bezahlte arbeitsfreie
Tage (Feier-, Ausfall-, Krankheitstage), Urlaub, zusatzliches Urlaubsgeld, Lohnausgleich, Teil eines 13. Mo-
natseinkommens.

Lohnbezogene Kosten:
Haftpflichtversicherung (Firmenhaftpflicht), Beitrage zu den Berufsverbanden.
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Lohnnebenkosten (LNK) =
Fahrtkosten, Auslésung, ggf. Trennungsentschadigung, Verpflegungszuschiisse und dgl. .

Bei der Beurteilung der fiir die Ermittlung des neuen Preises malRgebenden Ansétze ist zu beachten, dass Ande-
rungen der LZK und LNK nur berilcksichtigt werden diirfen, wenn sie bei der Preisermittiung des beauftragten An-
gebotes kalkulatorisch nicht erfasst werden konnten.

4.1.2 Zeitaufwand fir die Teilleistung (Zeitmengenansatze) =
erforderlicher Zeitaufwand fir die Ausfiihrung der Teilleistung.

Er wird bezogen auf die Mengenanséatze und ermittelt nach Erfahrungswerten, Richtwerten (z.B. Akkordtabel-
len) und dgl. unter Berlcksichtigung der Besonderheiten der Baustelle.

Die in der Preisermittiung zum Nachtragsangebot angefiihrten Zeitmengenansétze sind anhand von vergleich-
baren Werten aus der Preisermittlung des beauftragten Angebotes (hilfsweise aus dem EFB-Preis 2), eigenen
Erfahrungswerten, veréffentlichten Richtwerten und dgl. zu Gberprifen.

4.2 Stoffkosten

4.2.1 Stoffkosten umfassen Kostenbestandteile fiir Baustoffe, die zu Bestandteilen des Bauwerks werden, und fir
Bauhilfsstoffe, die in der Regel nicht im Bauwerk verbleiben (z.B. Schal- und Verbaumaterialien).

Fir Stoffe ist der Einstandspreis aus der Preisermittlung des beauftragten Angebotes anzusetzen.

Ein anderer Einstandspreis darf nur anerkannt werden, wenn wegen der Anderung des Bedarfs an Stoffen an-
dere Voraussetzungen fiir die Beschaffung vorliegen (z. B. andere Bezugsquellen). Dieses ist in geeigneter
Weise (z. B. durch Listenpreise, unter Berlicksichtigung gewahrter Rabatte) vom Auftragnehmer vorzulegende
Rechnungen oder durch Mittelpreise aus Angeboten einschlagiger Lieferanten) nachzuweisen.

4.2.2 Die in der Preisermittiung des beauftragten Angebotes enthaltenen Zuschlagsatze auf Stoffe gelten auch fir die
Berechnung des neuen Preises.

4.3 Geratekosten

Unter Geratekosten zahlen nur solche Kosten (wie Betriebsstoffe, Energie, Auf- und Abbau sowie Kostenansat-
ze fir Reparatur, Verzinsung, Miete fur Fremdgerate), die den Geraten direkt zuzuordnen sind. Die Kosten fir
Bedienung und Wartung werden in der Regel in die Lohnkosten und die Versicherungsbeitrage in die All-
gemeinen Geschaftskosten einbezogen.

4.3.1 Die in der Preisermittlung des beauftragten Angebotes enthaltenen Ansatze fir die eingesetzten Gerate gelten
grundsétzlich auch fiir die Bildung des neuen Preises. Sind wegen der Anderung oder Ergénzung der Leistung
zusatzliche oder andere Gerate einzusetzen, sind die Kosten hierfur entsprechend den Ansatzen in der Preis-
ermittlung des beauftragten Angebotes zu berechnen. Mindert sich der Gerateeinsatz, so ist der Preis entspre-
chend zu verringern.

4.3.2 Soweit die Kosten der Vorhaltung (kalkulatorische Abschreibung, Verzinsung und kalkulatorische Reparaturkos-
ten) bereits mit den Einheitspreisen abgegolten sind, wird keine zusétzliche Vergltung fir die Vorhaltung ge-
wahrt. Ist die Vorhaltung gesondert in einer Position als Teilleistung vereinbart worden, so ist der Preis entspre-
chend den fir den erteilten Auftrag mafRgebenden Ermittlungsgrundlagen zu andern (vgl. auch § 2 Nr. 3 Abs. 4
VOB/B).

Die Bereitstellungskosten (fur Auf- und Abladen, An- und Abtransport und evtl. Auf- und Abbau) von zusatzli-
chen Geraten kénnen im neuen Preis beriicksichtigt werden.

4.4  Sonstige Kosten
Sonstige Kosten sind Einzelkosten, die zwar den Teilleistungen direkt zuzuordnen sind, jedoch nicht in die vor-
genannten Kostengruppen (Lohnkosten, Stoffkosten, Geratekosten) eingeordnet werden kénnen oder sollen. Es

wird sich in der Regel um Kosten handeln, die aufgrund von Besonderheiten der Baustelle anfallen oder die, da
sie nur untergeordnete Kostenfaktoren darstellen, nicht einzeln ermittelt werden; z.B. werden deshalb bei den
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Ausbaugewerken die Geratekosten (einschl. Energie- und Betriebsstoffkosten) den Sonstigen Kosten zugeord-
net.

4.5 Nachunternehmerleistungen

4.5.1 Wird fir die Ausfiihrung von geanderten oder zusatzlichen Leistungen der Einsatz von Nachunternehmer erfor-
derlich, gilt auch hier hinsichtlich der Zustimmung des Auftraggebers § 4 Nr. 8 VOB/B.

Soweit Teile der vorgenannten Leistungen von Nachunternehmern ausgefiihrt werden sollen, sind die Kosten
bei den Einzelkosten der Teilleistungen mit zu berticksichtigen.

Der in der Preisermittlung des beauftragten Angebotes zugrunde gelegte Zuschlagsatz fur Nachunternehmer-
leistungen (fur die Findung, Beauftragung und vertragliche Abwicklung - einschl. evtl. Mangelanspriiche) gilt
auch fiir die Nachtragsvereinbarung.

4.5.2 Auf Verlangen sind vom Auftragnehmer auch fiir Nachunternehmerleistungen die Angaben zur Preisermittlung
des Nachunternehmers dem Auftraggeber vorzulegen, damit im Zweifelsfall die Auskdmmlichkeit dieser Preise
Uberprift werden kann. An die Detaillierung der Preisermittiung und die erforderlichen Nachweise kdnnen die
gleichen Anforderungen gestellt werden, wie an die vom Auftragnehmer flir seine eigenen Leistungen erstellte
Preisermittlung.

4.6 Baustellengemeinkosten
4.6.1 Als Baustellengemeinkosten kommen insbesondere in Betracht:

- Kosten der Baustelleneinrichtung, d.h. Kosten der Einrichtung, der Vorhaltung, des Betriebs, der Bedienung,
der Bewachung und der Rdumung, sofern diese nicht in einer gesonderten Position als Teilleistung vereinbart
worden sind;

- Kosten der 6rtlichen Bauleitung, d.h. Gehalts- bzw. Lohnkosten (einschl. LZK und LNK), Kosten des Baubiros
(einschl. Telekommunikation, Post u. dgl.);

- Kosten der Technischen Bearbeitung, Arbeitsvorbereitung, Vermessung und Kontrolle;

- Kosten fiir Betonlabor, Lizenzen (sofern nicht in den Allgemeinen Geschéaftskosten enthalten), Modelle und
Muster;

- Baustellenhilfsldhne (soweit nicht in den Lohnkosten enthalten) z.B. fiir Schlosser, Elektriker, Magaziner;

- Kosten der Verbrauchs- und Baubhilfsstoffe, Kleingerate, Werkzeuge u. dgl., sofern diese Kosten nicht unter
den Einzelkosten der Teilleistungen bereits eingerechnet worden sind.

4.6.2 Bei der Beurteilung ist zunachst festzustellen, ob die Baustellengemeinkosten
- ausschlieBlich in besonderen Positionen des Leistungsverzeichnisses (z.B. Baustelle einrichten und rdumen),
- ausschlieBlich als Zuschlag auf die Einzelkosten der Teilleistungen oder
- teilweise in einer besonderen Position und teilweise als Zuschlag auf die Einzelkosten
erfasst worden sind.

Eine Anderung der Baustellengemeinkosten kommt nur in Betracht, wenn durch Mengenéanderungen, geanderte
oder zuséatzliche Leistungen auch die Héhe dieser Gemeinkosten beeinflusst wird, z.B. wenn eine Anderung der
Baustelleneinrichtung erforderlich wird.

4.7 Allgemeine Geschaftskosten,

Die Allgemeinen Geschaftskosten werden in der Regel jahrlich als Prozentsatz in Bezug auf die erbrachte Jah-
resbauleistung bzw. den Umsatz ermittelt und in der GréRenordnung bei den einzelnen Preisermittlungen
zugrunde gelegt. Darum gilt der in der Preisermittlung des beauftragten Angebotes enthaltene Zuschlag grund-
satzlich auch fur die Berechnung des neuen Preises.

Die Allgemeinen Geschéftskosten beinhalten im Wesentlichen:

- Kosten der Geschéaftsfiihrung und Verwaltung, Mieten, Pachten und Unterhaltungskosten der Geschaftsgebaude,
des Bauhofes, der Werkstatten und Magazine, des Fuhrparks und dgl.;

- Steuern, Abgaben, Versicherungen, Verbandsbeitrdge, Patent- und Lizenzgebiihren, Kosten fiir Steuer- und
Rechtsberatung, Finanzierungskosten.
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4.8

Wagnis und Gewinn

Wagnis und Gewinn sind keine zwei selbstéandigen, voneinander unabhangigen Begriffe; richtigerweise miisste
es Gewinn mit Wagnisanteil heiRen. Denn es handelt sich kalkulatorisch um den Gewinn und Wagnis umfas-
senden Gewinnzuschlag, in dem ein Anteil dieses Zuschlags durch das darin enthaltene und dadurch abge-
deckte Wagnis ,bedingt” ist.

Der Zuschlagsatz hierfir ist aus der Preisermittiung des beauftragten Angebotes zu tibernehmen.

Der Zuschlag fir Gewinn einschlieRlich Wagnisanteil ist bei Mengenanderungen sowie bei gednderten, zusatz-
lichen und im Nachhinein anerkannten Leistungen entsprechend der Preisermittiungsgrundlage des beauftrag-
ten Angebotes zu berucksichtigen.

Der Zuschlagsanteil fir Wagnis kann bei Mengenminderung oder vollstdndig entfallenen Leistungen entspre-
chend gekiirzt werden, weil sich das Unternehmerwagnis bei entfallenen Leistungen verringert; denn der Auf-
tragnehmer hat insoweit keine Risiken aus unvorhergesehenen Kostensteigerungen, Kalkulationsfehlern und
der Verpflichtung zur Méngelbeseitigung zu Gbernehmen.

Kalkulationsirrtum

Bei der Vereinbarung neuer Preise nach § 2 Nr. 3, 5 und 6 VOB/B ist ein Irrtum in den Grundlagen der Preiser-
mittlung grundsatzlich unerheblich. Denn es handelt sich hierbei um einen rechtlich unbeachtlichen Kalkulati-
onsirrtum im Risikobereich des Auftragnehmers und nicht um einen rechtserheblichen Erklarungs- oder Inhalts-
irrtum nach § 119 BGB.

Wirkt sich der Kalkulationsirrtum infolge erheblicher Mehrmengen oder umfangreicher zusatzlicher Leistungen
auf den neuen Preis so aus, dass fur den Auftragnehmer oder Auftraggeber ein Festhalten an der urspriingli-
chen Preisermittlungsgrundlage nicht zumutbar ist, kann in diesem besonders begriindeten Einzelfall aus Billig-
keitsgriinden ein angemessener Preisansatz auf Grund entsprechend zutreffender Nachkalkulation — allerdings
nur fur die Mehrleistungen — vereinbart werden. Denn der Kalkulationsirrtum bezieht sich nur auf den Leis-
tungsumfang des abgegebenen Angebotes und des dazu erteilten Auftrags.

Ausgleichsberechnung

Zur haushalterischen und vertraglichen Klarstellung der leistungs- und vergitungsmaRigen Vertragsanderungen
und damit zur Fortschreibung und Gesamterfassung aller Anderungen ist zu jeder leistungs- oder vergiitungs-
beeinflussenden Vertragsdnderung und — soweit eine solche ausnahmsweise nicht erforderlich ist (siehe
Nr. 3.2.4 zweiter Absatz) — zur erfolgten vergutungsneutralen Mengen- bzw. Leistungséanderung eine Vergu-
tungszuordnung und -berechnung vorzunehmen. Die Einzelberechnungen dazu sind formlos vorzunehmen und
EFB-Nach — 359.2 beizuflgen.

Dabei ist bei

- jeder tatsachlichen Mengenanderung (siehe Nr. 2.3) unter Berlicksichtigung eines eventuellen Ausgleichs
(siehe Nr. 2.3.3 b) und c)),

- jeder angeordneten bzw. geforderten Leistungsanderung (siehe Nrn. 1.3 und 1.4 sowie Nrn 2.5 und 2.6),

- jeder anderen koordinatorischen und zeitlichen Anordnung des Auftraggebers (Nrn. 2.1.2 und 2.5) und

- jeder Abrufung bzw. Vereinbarung von Stundenlohnarbeiten (Nr. 2.10),

auch wenn sie im Einzelfall keinen Einfluss auf die vereinbarten Preise (Einheitspreise bzw. Pauschalpreise),

sondern nur auf die Gesamtvergiitung hat, die Festlegung der sich daraus ggf. ergebenden notwendigen Vergi-

tungsanpassung aufzunehmen.

Eine Vergltungszuordnung und -berechnung enthalt damit nicht nur die Vergitungsanspriiche nach § 2 VOB/B
(siehe Nr. 2.1), sondern auch alle sonstigen tblichen Vergitungsanspriiche nach VOB/B bzw. nach BGB (siehe
Nr. 2.2). Ausgenommen davon sind Schadensersatz- bzw. Entschadigungsanspriiche sowie nicht vergltungs-
bezogene Kostenerstattungsanspriiche nach VOB/B und BGB, wie beispielhaft unter Nr. 2.2 aufgefuhrt; diese
sind nur nachrichtlich aufzufihren.

Eine Vergutungszuordnung und -berechnung ist entsprechend der unter den Nrn. 2.1 und 2.2 dargestellten und
dazu unter den Nrn 2. 3 bis 2.10 speziell abgehandelten Vergutungsstruktur mit EFB-Nach — 359.2 vorzuneh-
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men und dem EFB-Nach — 359.1 als Anlage beizufiigen. Sofern eine Nachtragsvereinbarung — EVM Nach —
204 - geschlossen wird, ist dieser eine Zweitschrift des EFB-Nach — 359.2 beizufiigen, damit die VOB/B-
rechtliche Zuordnung vertragsrechtlich festgelegt ist.
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7 Berechnungsbeispiele
71 Ausgangswerte der Beispiele
Beispiel zur Teilleistung: Ortbetonwénde in B 25
vertraglich vereinbarter Einheitspreis (EP.) = 145,00 €/m?
711 Kalkulationsangaben des Auftragnehmers "
Zeitansatz: 1,3 h/m3
Mittellohn (ML) = 12,00 €/h
Lohnzusatzkosten (85% vom ML) = 10,20 €/h
Lohnnebenkosten (10% vom ML) = 1,20 €/h
Kalkulationslohn (KL) = 23,40 €/h
Gesamtzuschlag auf Lohn (20% vom KL - siehe 7.1.2) = 4,68 €/h
Verrechnungslohn (VL)= 28,08 €/h
7.1.2  Aufgliederung der Gemeinkostenanteile am EP auf die Einzelkosten der Teilleistungen
auf Lohnkosten auf Stoffkosten auf Geratekosten
[%] [%] [%]
fur Baustellengemeinkosten (BGK) 7 7 -
fur Allgemeine Geschéaftskosten (AGK) 8 8 8
fir Wagnis und Gewinn (W+G) 5 5 5
Gesamtzuschlage 20 20 13
7.1.3  Aufgliederung der Teilkosten"
Teilkosten einschl. | Zuschlage | Teilkosten ohne | Zuschlage
Zuschlage [%] Zuschlage [€/m?]
[€/m?] [€/m?]
1 2 3 4
Lohn (1,3 h x 28,08 €/h): 36,50 20 30,40 6,10
Stoffe: 85,35 20 71,10 14,25
Geréate: 23,15 13 20,50 2,65
insgesamt: ¥ 145,00 = EP. 122,00 23,00
7.1.4  Ermittlung der Gemeinkosten1)
BGK AGK W+G
Teilkosten ohne Zuschlage fir
Lohn (siehe 7.1.3, Spalte 3) 30,40 30,40 30,40
Teilkosten ohne Zuschlage fir
Stoffe (siehe 7.1.3, Spalte 3) 71,10 71,10 71,10
Teilkosten ohne Zuschlage fir
Gerate (siehe 7.1.3, Spalte 3) ---- 20,50 20,50
Summe der Teilkosten ohne Zu-
schlage [€/m?] 101,50 122,00 122,00
Zuschlage [%] (siehe 7.1.2) 7 8 5
Gemeinkosten [€/m?] ® 7,12 9,76 6,12

1)
2)

(Spalte 1) x 100
100 + (Spalte 2)

% (Spalte 1) - (Spalte 3) = Spalte 4

= Spalte 3

= 30,40

Sonstige Kosten und Nachunternehmerleistungen wurden bei dieser Leistung nicht angesetzt.
z.B.: 101,50x7/100=7,12

% Summe x Zuschlag [%] = Gemeinkosten [€/m?]

Angaben sind der Preisermittiung des Auftragnehmers zum Hauptangebot oder seinen Angaben in den EFB-Preis zu entnehmen

z.B.: 36,59 x 100
100+20

z.B.: 36,50-30,40 = 6,10

15 von 18



7.2

7.3

Beispiel zu § 2 Nr. 3 Abs. 2 VOB/B (Uberschreitung des Mengenansatzes)

Ortbetonwande in B 25 beauftragt:
ausgefiihrt (>110% der beauftragten Menge):
Mehrmengen tber 110 % [200,00 ./. (150,00 + 10%)]:

bisheriger Einheitspreis [EPalt].:

neuer Einheitspreis [EPneu] fur die Gber 110% hinausgehende Menge:
[EPneu] = [EPalt] ./. anteilige BGK "
[EPneu] = 145,00 €/m® ./. 7,12 €/m? =

Auf die Nrn. 2.3, 3.1 und 3.2 wird hierzu hingewiesen.

Beispiel zu § 2 Nr. 3 Abs. 3 VOB/B (Unterschreitung des Mengenansatzes)

Ortbetonwande in B 25 beauftragt:
ausgefiihrt (<90% der beauftragten Menge):

Mindermengen:
bisheriger Einheitspreis [EPalt].:

Neuer Gesamtbetrag fiir die tatsachlich ausgefiihrte Menge:
ausgefihrte Menge x EPalt (80 m? x 145,00 €/m?3) =
BGK fiir die nicht ausgefiihrte Menge (70 m®x 7,12 €/m3) =
AGK fiir die nicht ausgefiihrte Menge (70 m® x 9,76 €/m3) =
Gewinn fir die nicht ausgefiihrte Menge (70 m® x 3,06 €/m3) 2=
Gesamtbetrag =
Neuer Einheitspreis [EPneu] fiir die tatsachlich ausgefihrte Menge:
Gesamtbetrag ./. tatsachlich ausgefiihrte Menge
12.995,80 € ./. 80,00 m® = [EPneu]

Auf die Nrn. 2.3, 3.1 und 3.2 wird hierzu hingewiesen.

150,00 m?
200,00 m®
35,00 m®

145,00 €/m®

137,88 €/m?®

150,00 m?
80,00 m?
70,00 m®

145,00 €/m®

11.600,00 €
498,40 €
683,20 €
214,20 €

12.995,80 €

162,45 €/m?

" AGK und W+G fallen in der Regel in gleicher H8he auch bei den Mehrmengen an, darum sollte nur der Anteil fuir die BGK vom ur-
sprunglich vereinbarten EP. abgezogen werden; vorausgesetzt die Baustellengemeinkosten verandern sich aufgrund der Mehr-
mengen nicht.

2 Es wird angenommen, dass der Zuschlag fir Wagnis und Gewinn (W+G) sich gleichmaRig auf beide Kostenfaktoren aufteilt, d.h.
50% Wagnis und 50% Gewinn (Gewinn = 6,12 x 0,5 = 3,06 €/m®). Sofern der Auftragnehmer eine andere Aufteilung der beiden
Kostenfaktoren nachweist, ist diese zugrunde zu legen.
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7.4

7.4.1

7.4.2

1)

Beispiel zu § 2 Nr. 5 VOB/B (Leistungsdnderung aufgrund Anordnung des Auftraggebers)

Ortbetonwande in B 25 ausgeschrieben.

Einbau von Stahlplatten aufgrund einer nachtraglichen Anordnung des Auftraggebers:

bisheriger Einheitspreis [EPalt].:

bisheriger Zeitansatz:

zusatzlicher Zeitansatz fur den Einbau der Stahlplatten .
zusatzliche Stoffkosten flr die einzubauenden Stahlplatten "
zusatzliche Kosten:

Lohnkosten (28,08 €/h x 0,3 h/m3) =

Stoffkosten (8,00 €/m* + 20%) =

Geratekosten fallen nicht zusatzlich an.

zusatzliche Kosten insgesamt:

EPalt :

zusatzliche Kosten:

neuer Einheitspreis [EPneul]:

Bauzeitverlangerung aufgrund einer nachtraglichen Anordnung des Auftraggebers:

bisheriger Einheitspreis [EPalt].:
bisheriger Verrechnungslohn (VLalt) =
Lohn- und Gehaltskostenerh6hung wahrend der Bauzeitverlangerung =

Stoffpreiserhdhung wahrend der Bauzeitverlangerung =

Mittellohn (MLneu) = (12,00 €/h + 3%) =

+ Lohnzusatzkosten (85% vom MLneu) =

+ Lohnnebenkosten (10% vom MLneu) =

= Kalkulationslohn (KLneu) =

+ Gesamtzuschlag auf Lohn 3 (20% vom KLneu) =

= Verrechnungslohn (VLneu) =

Lohnkostenanteil des Einheitspreises fiir die nach der Tariferh6hung

wahrend der Bauzeitverlangerung noch erbrachten Leistungen:

1,3h/m° x 28,93 €/h =

Stoffkostenanteil des Einheitspreises fur die wahrend der Bauzeitverlangerung

ausgefiihrten Leistungen:
85,35 €/m° + 2% =

Geratekostenanteil des Einheitspreises bleibt unverandert. 4.
Einheitspreis [EPneu] =

Auf die Nrn. 1.3, 2,5, 3.1 und 3.2 wird hierzu hingewiesen.

Nach Angabe und auf Nachweis des Auftragnehmers.

145,00 €/m?®
1,3 h/m?
0,3 h/im?®
8,00 €/m?

8,40 €/m?
9,60 €/m?
18,00 €/m?
145,00 €/m?®
18,00 €/m?
163,00 €/m?®

145,00 €/m?
28,08 €/h
3,00% "
2,00% 2

12,36 €/h
10,51 €/h
1,24 €/h
24,11 €/h
4,82 €/h
28,93 €/h

37,51 €/m®

87,06 €/m®
23,15 €/m®
147,72 €/m®

2 Nach Angabe und auf Nachweis des Auftragnehmers; es kann sich dabei z.B. um tatséchliche Kostenerhéhungen wegen einer auf-

grund der Bauzeitverlangerung erst spater moglichen Bestellung oder um Kosten fiir die Zwischenlagerung der Stoffe handeln.

% Der Zuschlag bleibt in der Regel unverandert. Es sei denn, der Auftraggeber weist nach, dass sich die Lohn- und Gehaltskostener-
héhung nennenswert auf die in den Gemeinkosten (BGK und AGK) enthaltenen Lohn- und Gehaltskosten auswirkt.

Es sei denn, der Auftraggeber weist nach, dass in den Geratekosten nennenswerte Lohnkosten einkalkuliert sind und sich somit

auch hier die Lohn- und Gehaltskostenerhéhung auswirkt.
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7.5

Hinweis zu § 2 Nr. 6 VOB/B (Erforderliche und vom Auftraggeber geforderte Zusatzleistung)

Soweit neue Preise anhand von Mehr- oder Minderkosten auf der Grundlage des beauftragten Angebotes ermit-
telt werden kdnnen, wird hierzu auf das Berechnungsbeispiel zu Nr. 7.4 verwiesen.

Liegen keine gleichen oder vergleichbaren Leistungen mit entsprechenden Preisen aus dem beauftragten An-
gebot vor, ist ein ausnahmsweise dann angefordertes Nachtragsangebot zu prifen und zu werten.

Auf die Nrn. 1.4.1, 2.6, 3.1 und 3.2 wird hierzu hingewiesen.

Beispiel zur Ausgleichsberechnung
Ausgleichsberechnung z.B. bei tatsachlichem Wegfall ganzer Positionen — analog § 8 Nr. 1 Abs. 2 VOB/B - .

1. Wegfall folgender Position:
55 m® Ortbeton der Sauberkeitsschicht aus unbewehrtem Beton B 5, Schichtdicke 10 cm
Einheitspreis Gesamtpreis
210,00 €/m? 11.550,00 €
2.1 Ausgleich durch Mengenmehrung bei folgender Position:

200 m?® Ortbetonwande tats&chlich ausgefihrt, davon 150 m? urspriinglich beauftragt: (siehe Beispiel Nr. 7.2)

Vergitung bei Mengenmehrung: Einheitspreis Gesamtpreis

fir 150 m* + 10% = 165 m® x 145,00 €/m? 23.925,00 €

fir 35 m* (200 m*- 165 m?) 137,88 €/m® 4.825,80 €
28.750,80 €

Vergutung ohne Mengenmehrung:

150 m?® X 145,00 €/m? 21.750,00 €

Differenz = Vergutung fir zusatzliche Leistung (28.750,00 € - 21.750,00 €) = 7.000,80 €

2.2 Ausgleich fiir Zusatzleistung durch folgende Position:
110 m Fugenband mit Randverstéarkung
aus PVC, Breite 350 mm; vereinbarter Einheitspreis 51,00 €/m
Vergutung flr zuséatzliche Leistung (110 m x 51,00 €/m) = 5.610,00 €

3. Ausgleichsberechnung:

Ausgleich durch Mengenmehrung = 7.000,80 €
Ausgleich durch Zusatzleistung = 5.610,00 €
Ausgleich insgesamt = = 12.610,80 €
Verringerung der Vergiitung durch Wegfall einer ganzen Position = 11.550,00 €

Da der Ausgleich groRer ist als die Verringerung der Vergiitung,
besteht hier kein Anspruch aus § 8 Nr.1 VOB/B.

Auf die Nr. 6 wird hierzu hingewiesen.
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Vergabestelle EVM Nach 204

(Nachtragsvereinbarung)

NACHTRAGSVEREINBARUNG

L= TU T F=T K g F= 1 0 g1 SN

(=T 1S3 (8] o o P TUEOURSUPPRTIPN

Bezug: (1 Mehr- und Minderkostenaufstellung des Auftragnehmers vom ..........ccccccevviiiiiiieeninenne
[1 Nachtragsangebote des Auftragnehmers VOM ...........cccoooiiiiiii i

Anlage(n): 1. Vergitungszuordnung und -berechnung mit Formblatt EFB-Nach — 359.2 vom ...........c.cccocviieieevnnnenn.
2. Zweitausfertigung dieser Nachtragsvereinbarung

Vereinbarung:

Hiermit wird folgende Nachtragsvereinbarung getroffen. Die gednderten bzw. neuen Preise zu den nachstehenden
Leistungen / LV-Positionen ergeben sich aus der beigefligten Anlage 1, die Vertragsbestandteil wird.

1. Summe des erteilten Auftrags: €
2. Summe bisheriger Anderungen der Gesamtvergiitung:

siehe Anlage 1 (EFB-Nach —359.2): €
3. Summe der bisherigen Gesamtverglitung: e €
4, Summe der zuséatzlichen Vergiitung laut Nr. 4.11 der Anlage 1: e €
5. Summe neue Gesamtvergiitung laut Nr. 4.12 der Anlage 1: e €
6. Vertragsbedingungen und weitere vertragliche Vereinbarungen:

6.1 Es gelten alle Bedingungen des Hauptauftrags einschlieBlich der dort vereinbarten Nachlasse
(ohne oder mit Bedingungen) und der sonstigen Vereinbarungen.

6.2 Fristen:
6.2.1 (1 Die Ausfihrungsfrist wird um .................. Werktage auf den .........ccccooceeeeiiinenns

(1 verlangert / [ verkurzt.

6.2.2 (1 Die Ausfiihrungsfrist wird nicht berihrt.

6.2.3 [ Der Fertigstellungstermin wird aufden ...........cccccooecvieiiiiiciiieee e, festgesetzt.

7. Yo 1S3 (T =SOSR
........................................... ,den ... R RRRRRRRRRITE o | =) o IS
LV./1LA LV. /LA

............................ Auftraggeber Auftragnehmer
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EFB-Nach 359.1

(Prifungsvermerk)
Priifungsvermerk zur Anderung der Gesamtvergiitung Datum:
Aktenzeichen: Auftrags-Nr:
fachlich zustéandig: Datum:
federfihrend zustandig: Bearbeiter / Tel.:
Bauleitung: AVA-Nr:
Baumaflinahme:
Leistung:
AUFIFAG VOIM: oot AURtragSSUMME: .....oviiiiiiiiiee e €

Anlage: Vergitungszuordnung und -berechnung - EFB-Nach — 359.2

Aus folgenden Griinden andert sich die Gesamtvergiitung:
(Mehrfachnennungen sind mdéglich; begriindende Unterlagen und weitergehende Erlauterungen sind - soweit erforderlich - beizufiigen)

[l MaRnahmen bezogene Griinde: [ Nutzerforderungen:
1 Ursachen erst nach Baubeginn erkennbar O geanderte Forderungen
[l Fehlschatzung des Leistungsumfangs gemal Schreiben vom:
[0 Abrufung angehangter Stundenlohnarbeiten e
[1 Zusatzliche Stundenlohnarbeiten O zusatzliche Forderungen
[1 Forderung der Trager 6ffentlicher Belange gemaf Schreiben vom:
[1 Behinderung / Unterbrechung der AusfUhrung e
[l Kindigung [l Finanzierungsursachen:
[ INSOIVENZ e

Nachtragsvereinbarung mit EVM Nach — 204

O erforderlich, weil Auswirkung auf die Gesamtvergiitung und die Preise (Einheits- bzw. Pauschalpreise)

O nicht erforderlich, weil nur Auswirkung auf die Gesamtvergiitung, jedoch nicht auf die Preise (Einheits-
bzw. Pauschalpreise).

0 oteueeeteeteeteesees et e teeteeae et e et e teete bt eseeaeeatesebe st eateaeeaseteeseeteesseneesteeseeaeeheesseReeas e seeseeAeaseteeteeseeaeen s e teeseeheeseesees s entebeereeseeneens et e
erstellt: [J einverstanden (mit den ersichtlichen Anderungen)
fachlich zustandig: [ nicht einverstanden

federfiihrend zustandig: Dienststellenleitung:
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EFB-Nach

359.2

(Vergutungszuordnung und -berechnung)

Vergutungszuordnung und -berechnung Nr. Datum:
Baumalnahme: Auftrags-Nr.: Datum:
Leistung:

[0 Nachtragsforderung des Auftragnehmers:
[0 Mehr- und Minderkosten-Aufstellung vom ............cccccoiiiiiiiiiiinnen.

[0 Nachtragsangebot VOM ..........coouiiiiiiiiiie e

[0 Nachtragsforderung des Auftraggebers vom ...........cccccoeveieiiiiiccieneeeens

Anlagen: 1. Aufgliederung und Berechnung zu der nachfolgenden Nr. ............ unter 4.
2 et et ——e ettt e —te e —te e ettt e atee e nataeateeeetaaeanaeenn
1. Summe der Vergitung des erteilten Auftrags €
2. Summe bisheriger Anderungen der Vergiitung:
BEZUG: oo e €
3. Summe der bisherigen Gesamtverglitung: s €

4. Leistungs- und Vergiitungsdnderungen/-anpassungen:
41 [1 Tatsachliche Mengenanderungen (§ 2 Nr. 3 VOB/B):

Ansatz von Uberschreitung und Unterschreitung des Mengenansatzes,
von Ausgleichsleistungen und von Ersatzleistungen

4.2 [] Vertragsanderung (§ 2 Nr. 4 VOB/B i.V.m. § 8 Nr. 1 Nr. 2 VOB/B):

4.3 [l Vertragsanderung (§ 2 Nr. 5 VOB/B i.V.m. § 1 Nr. 3 VOB/B bzw.
§ 4 Nr. 1 VOB/B):

44 [ Erforderliche und geforderte Zusatzleistung
(§2Nr. 6 VOB/B i.V.m. § 1 Nr. 4 Satz 1 VOB/B):

45 [0 Erhebliche Leistungsabweichungen beim Pauschalvertrag
(§ 2 Nr. 7 Abs. 1 Satze 2 und 3 VOB/B):

4.6 J Vom Vertrag abweichende anerkannte oder notwendige
Leistungen (§ 2 Nr. 8 Abs. 1 bis 3 VOB/B):

4.7 [0 Verlangte Zeichnungen, Berechnungen oder andere
Unterlagen (§ 2 Nr. 9 VOB/B):

4.8 [ Abrufung und Vereinbarung von Stundenlohnarbeiten
(§ 2 Nr. 10 VOB/B):
Summe gemaf Stundenlohnzettel: ..........ccccoeveeiiiiniineee, €

4.9 [1 Vergltungsénderung wegen Kundigung / Teilkiindigung (§ 8 VOB/B):
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EFB-Nach

359.2

(Vergutungszuordnung und -berechnung)

410 [J Sonstige Vergltungséanderungen nach VOB bzw. BGB:

Hinweis: Soweit die erbrachte Leistung umsatzsteuerpflichtig ist, ist
in den vorstehenden Summen die Umsatzsteuer enthalten.

4.12 Feststellung:

(€T ¥ 3T [ SRS
Summe Einzelberechnung:...........cccoviiiiiiiiiieiiieees €
4.11. Summe aus 4.1 — 4.10: €

Damit [ erhoht / [ mindert
sich die Summe der Gesamtvergiitung auf €
5. 1 Nachrichtlich:
Sonstige Anspriiche nach VOB und BGB:
GIUNAE: ..ot
Summe: €

6. Vertragsbedingungen:
Es sind alle Bedingungen des Hauptauftrags einschlieBlich der dort vereinbarten Nachlasse

(ohne oder mit Bedingungen) und der sonstigen Vereinbarungen beriicksichtigt.

7. Sonstiges:

(Unterschrift)

2von 2



	Erlass vom 06.01.2004
	Anlagenübersicht
	Anlage 1: Leitfaden zur Vergütung bei Nachträgen
	Anlage 2: Einheitliches Verdingungsmuster EVM Nach 204
	Anlage 3: Einheitliche Formblätter EFB-Nach 359.1
	Anlage 4: Einheitliche Formblätter EFB-Nach 359.2


